
r

u

Halleſs

Nr. 102.

Zeitung
Landeszeitung für die Provinz Sachſen

Anhalt und Chäriwge w. Jahrgang 196.

Geschäftsstelle in Halle a/S. Teiprigerstr, 87.
Telephon Hr. 158.

Schriftleitung Dr. Walther Gebensleben in Halle a. S.

Deutſches Reich.
Halle a. S., 2. März.

Die Neubeſetzung der Negierungspräſidentenſtellen
beſtätigt unſere Auffaſſung durchaus, daß bei dem Virement
politiſche Rückſichten, wie ſie im linksliberalen Lager erhofft
wurden, nicht im Mindeſten entſcheidend waren.

Der neue Oberpräſident in Poſen, v. Waldow, der übrigens
ein Studienfreund des Kaiſers iſt und mit dieſem ſeit Jahren in
perſönlichen Beziehungen ſteht, wird von verſchiedenen Blättern als
hervorragender Verwaltungsbeamter und ſehr energiſcher Charakter
geſchildert. Die „Köln. Ztg.“ bemerkt zu ſeiner Ernennung „Ob
er der Mann iſt, den das Deutſchtum in Poſen nach zwei
vorhergehenden ſchweren Mißgriffen in der Auswahl der Oberpräſi
denten auf das Dringendſte erwartet und erhofft, kann nur die Zukunft
lehren.“ Er trat im Januar 1878 als Referendar im Bezirk Frank
furt a. O. in den Staatsdienſt, ging 1881 zur Regierung über und
wurde 1884 Regierungsaſſeſſor in Bromberg und ſpäter in Frank
furt a. O. Nachdem er einige Zeit im Miniſterium des Jnnern
beſchäftigt geweſen war, wurde er ſchon 1886 im Alter von
v Jahren Landrat des Kreiſes Fiſchhauſen, von wo er 1892
als Landrat des Kreiſes Niederbarnim nach Berlin verſetzt
wurde. Jm Februar 1898 erfolgte ſeine Beförderung
um Oberpräſidialrat in Königsberg, wo er im Oktober 1899 zum
egierungspräſidenten ernannt wurde. Sein Nachfolger v. Wer der

ſteht ebenfalls ſeit 1878 im Staatsdienſt. Er wurde 1883 Gerichts
aſſeſſor, 1884 Landrat in Goldap und 1890 Regierungsrat in Merſe
burg. 1893 wurde er zum Landrat des Saalkreiſes in Halle und im
November 1899 zum Oberpräſidialrat in Königsberg ernannt. Er
gehört der deutſchen konſervativen Partei an. Der neue Präſident
in Düſſeldorf, Schreiber, welcher zur freikonſervativen Partei
ehört, wurde 1873 Referendar und 1879 Aſſeſſor im BezirkSetadi trat dann als Regierungsaſſeſſor in die allgemeine
taatsverwaltung und wurde 1881 Landrat in Hadersleben 1892

wurde er zum Oberregierungsrat in Arnsberg ernannt, 1897 von dort
nach Düſſeldorf verſetzt, und ſeit November 1899 war er Regierungs
präſident in Minden. Der an ſeine Stelle getretene Dr. Kruſe iſt
der Sohn des verſtorbenen langiahrigen Chefredakteurs der „Köln. Ztg.“
und in Köln geboren und erzogen. Er ſteht ſeit 1876 im Staatsdienſt.
1881 zum Gerichtsaſſeſſor ernannt, ſchied er im März 1882 aus dem
Juſtizdienſt aus wurde Hilfsarbeiter bei der Direktion für die
Verwaltung der direkten Steuern, und 1883 Landratsamts-
verweſer in Altena in Weſtfalen und 1884 Landrat dieſes Kreiſes.
1891 kam er als Hilfsarbeiter in das Miniſterium des Jnnern, wurde
in dieſem 1892 Geh. Reg.-Rat und vortragender Rat und 1896 Geh.
OberReg.Rat. Seit September 1901 ſtand er an der Spitze des
Reg.Bezirks Bromberg. Sein Nachfolger in Bromberg,
Dr. v. Günther, ein Sohn des früheren Oberpräſidenten der Provinz
Poſen, iſt 44 Jahre alt. Er wurde 1879 Gerichtsreferendar, 1884
Regierungsaſſeſſor, verwaltete ſeit 1885 das Landratsamt in Frauſtadt
und kam 1890 als Regierungsrat nach Poſen. 1893 wurde er
Hilfsarbeiter im Finanzminiſterium und 1896 vortragender
Rat in dieſem. Dr. Franz Frhr. v. Coels von der
Brügghen, der neue Präſident in Arnsberg der katholiſch iſt,
wurde in ſeinem 20. Lebensjahre Referendar in Köln und trat 1880
zur Regierung über. Als Regierungsaſſeſſor 1883 mit der Verwaltung
des Landratsamts für den Landkreis Aachen beauftragt, wurde er
1884 Landrat dieſes Kreiſes und 1899 Oberpräſidialrat in Koblenz.
Der nach Magdeburg verſetzte Regierungspräſident Hans
v. Brandenſtein ſteht im 54. Lebensjahre. Er wurde im
Januar 1874 Kammergerichtsreferendar, im November 1878
Aſſeſſor und zwei Jahre ſpäter Regierungsaſſeſſor in Potsdam.
Von hier nach Gumbinnen und dann nach Magdeburg verſetzt, rückte er
1886 dort zum Reg.-Rat beim Oberpräſidium auf, wurde 1888 Ober-
präſidialrat in Potsdam und im März 1895 Regierungspräſident in
Hannover. Er iſt, wie die „Magd. Ztg.“ hervorhebt, persona grata
beim Kaiſer. Der zum Präſidenten in Köslin beförderte Polizei
präſident Graf v. Schwerin ſteht im 50. Lebensjahre. Er war früher
Landrat des Kreiſes UſedomWollin und iſt ſeit 1895 Polizeipräſident

in Hannover. Präſident v. Philipsborn in Hannover iſt
49 Jahre alt und trat im Januar 1875 in den Juſtizdienſt, 1880
als Aſſeſſor in die allgemeine Staatsverwaltung. Zunächſt Hilfs-
arbeiter im Finanzminiſterium, kam er ſpäter zu dem Oberpräſidium in
Koblenz, wo er 1887 zum Regierungsrat aufrückte. 1891 wurde er
Geh. Regierungsrat und vortragender Rat im Miniſterium des Jnnern
und im Juli 1899 Regierungspräſident in Hildesheim. Der bisherige
Oberpräſidialrat Fromme, der nach Hildesheim geht, iſt ſeit
September 1877 im Staatsdienſt. 1883 wurde er Regierungsaſſeſſor
in Bromberg, 1886 Landratsamtsverweſer in Dillenburg und 1887
Landrat. Nachdem er vom Juli 1898 ab Polizeipräſident in Aachen
eweſen war, wurde er am 1. April 1900 zum Oberpräſidialrat in
aſſel ernannt. Der neue Polizeipräſident in Hannover, Dr. Stein

meiſter, trat 1883 in den Juſtizdienſt, wurde 1890 Reg.Aſſeſſor
und 1895 Landrat des Kreiſes Höchſt. Polizeipräſident in Kaſſel iſt er
ſeit November 1900. Der bisherige Regierungsrat Graf von
Berg in Hannover, der neue Polizeipräſident in Kaſſel,
gehört zu den im Auguſt 1899 wegen ihrer kanalfeindlichen
Haltung gemaßregelten Landräten. Er iſt 1856 geboren
wurde 1880 Kammergerichtsreferendar und 1888 Regierungs
Aſſeſſor in Aurich. Von 1890 bis 1899 verwaltete er das Landrais
amt des Kreiſes Gifhorn. Von 1893 bis zum Jahre 1900 vertrat
er den Wahlkreis Gifhorn-Jſenhagen im Landtage. Ein Jahr, nach
dem er zur Verfügung geſtellt worden war, wurde er zum Reg.Rat
ernannt und dem Oberpräſidium in Hannover beigegeben. Den Grafen
titel führt er ſeit dem im April 1900 erfolgten Ableben ſeines Bruders,
des Grafen Karl v. BergSchönfeld. Dem aus dem Dienſte ge
Chiedenen Oberpräſidenten Dr. v. Bitter wurde der Kronenorden
I. Klaſſe verliehen.

Neue Partei. Jn der zu Straßburg abgehaltenen Sitzung
des Organiſationsausſchuſſes, zu dem die Reichstagsabgeordneten der
äffiſchen Gruppe, ein Vertreter jedes katholiſchen Blattes und je zwei
Vertreter der Wahlkreiſe gehören, wurde beſchloſſen, der zu ſchaffenden

Organiſation den Namen Elſaß-Lothringiſche Landes
partei (Parti alsacion-lorrain) zu geben.

Austritt aus dem Bunde der Landwirte. Wie pommerſche
Blätter berichten, hat der bisherige Kreisvorſiende des Bundes der

ndwirte im Kreiſe Demmin, Herr v. Schwerin-Hohen-
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brünzow, Schwiegerſohn des Oberbefehlshabers in den Marken,
Generaloberſten v. Hahnke, ſein Amt niedergelegt und iſt aus dem
Bunde ausgetreten.

Die Kieler Univerſität. Jn e war iſt das
Gerücht verbreitet, daß die preußiſche Regierung eine Ver-

der Univerſität von Kiel nach Altona
beabſichtige. Obwohl dieſes Gerücht ſeit einer Reihe von
Jahren immer wieder auftaucht und längſt als eine reine
Phantaſiegeburt entlarvt iſt ein es diesmal doch
in der benachbarten Hanſeſtadt ernſt a zuſein. Demgegenüber kann der „Weſerztg.“ zufolge auf das
beſtimmteſte verſichert werden, daß das Gerücht ohne
eine Spur von Begründung iſt und daß die preußiſche
Regierung nicht daran denkt, Ky eine Aenderung herbei
zuführen, die im Widerſpruch ſtehen würde zu ſehr wichtigen
Intereſſen des Staates, der Provinz und auch der kaiſerlichen
Marine. Die Univerſität gehört insbeſondere, was die
mediziniſchen und naturwiſſenſchaftlichen Fächer betrifft, zu den
beſtausgeſtatteten des Reiches. Aber auch die übrigen Fakultäten
haben im Laufe des letzten Jahrzehnts einen ſehr bemerkens-
werten Aufſchwung genommen und die Zahl der Studierenden
iſt ſeit der Annexion um das vierfache geſtiegen. Auch die
Wechſelwirkung zwiſchen den Bildungsanſtalten der Marine
und der Kieler Hochſchule hat ſich als greß erwieſen.
Die Dinge haben ſich ſo entwickelt, daß, wenn Kiel keine Hoch

ſie r müßte, wie denn auch die An-ſchule wäre, man
akultät nur eine Frage der Zeitfügung einer techniſchen

ſein kann.

Ultramontaue Vorſtöſze. Kardinal Kopp hat mit dem
Papſte in Rom über das Vorgehen des Trierer Biſchofs Korum
verhandelt. Er überzeugte, wie aus Rom gemeldet wird, die
Kurie, daß das Vorgehen Korums im Augenblick in-
opportun ſei, worauf entſprechende Anweiſungen des
Vatikans nach Deutſchland abgingen.

Jnzwiſchen meldet der „Poſt“ ein Privattelegramm über
Wink Vorſtöße des Ultramontanismus. Das Berliner Blatt

reibt

Laut „Köln. Ztg.“ hat das Vorgehen Korums auch die Ultramon
tanen in München-Gladbach zu weiteren Forde-
rungen auf dem Gebiete des Schulweſens angeſpornt.
Der dortige Oberpfarrer Krichel verlangte, daß ſtatt des bisher
am paritätiſchen Gymnafium tätigen evangeliſchen Geſanglehrers
noch eine beſondere Entſchädigung für die Leitung des
katholiſchen Geſangunterrichtes bewilligt werde.
Das Stadtverordneten Kolleguum lehnte die Forderung
des Oberpfarrers Krichel a b, worauf dieſer eine Beſchwerde
an das Provinzial Schulkollegium richtete. Bürgermeiſter
Pieck wies das Vorgehen des Pfarrers entſchieden zurück, der
die von einem Proteſtanten eingeübten Geſänge in einem
katholiſchen Gotteshaus nicht zum Vortrag
kommen laſſen wollte, auch nicht unter Leitung eines
katholiſchen Lehrers, den der Bürgermeiſter eigens neben obigem
Geſanglehrer für die Leitung der Geſänge anzuſtellen, vor
geſchlagen hatte.

Auch in Kreuznacch iſt infolge der Stellungnahme eines
kampfluſtigen Klerus die Frage der paritätiſchen Schule akut geworden.
Kreuznach hatte bisher die privaten höheren Töchterſchulen unter
r Leitung. Nachdem nun die Urſulinerinnen ein Geſuch
um Konzeſſionierung einer katholiſchen höheren Töchterſchule ein

ereicht hatten, beſchloſſen die ſtädtiſchen Behörden auf allgemeinen
Wunſch auch katholiſcher Eltern, zum 1. April 1903 eine paritätiſche
Anſtalt ins Leben treten zu laſſen, wie ſie für Knaben in der
Realſchule ſchon beſteht. Das Geſuch der Urſulinerinnen liegt 5 Zt.
noch unerledigt beim Kultusminiſter. Die Stadt kam den klerikalen
Anſprüchen weit entgegen. Dem Biſchof Dr. Korum wurde das
Geſuch unterbreitet, den katholiſchen Stadtpfarrer Dr. Korſch als
ſtändiges Mitglied des Schulvorſtandes zu delegieren. Die Stadt
verordneten Verſammlung betonte, ſie wolle die Jugenderziehung
in Uebereinſtimmung mit den kirchlichen rganen regeln.
Der amtierende Bürgermeiſter Kirſchſtein betonte, daß er ſelbſt
Anhänger der Konfeſſionsſchulen ſei, aber zwingende Gründe machten
in Kreuznach die Errichtung einer paritätiſchen höheren Töchterſchule
notwendig. Sowohl die befragten Sachverſtändigen wie die
beteiligten Familienkreiſe hatten ſich faſt einſtimmig für die gemein
ſame Schulgründung unter ſtädtiſcher Leitung ausgeſprochen, was
bei der eigenartigen Miſchung der Konfeſſionen und den engen Be
Zehungen der leitenden Familien beider Konfeſſionen erklärlich iſt.
Der Trierer Biſchof lehnte aber die Erlaubnis zum Ein
tritt des katholiſchen Pfarrers in den ſtädtiſchen Schul
vorſtand ab und erklärte, daß er von paritätiſchen Anſtalten
nichts wiſſen wolle: die Urſulinerinnen wollten demnächſt eine
katholiſche Schule einrichten, und er werde ihnen nicht den Weg
dazu verlegen. Nunmehr veröffentlicht Bürgermeiſter Kirſchſtein
ſeinen Schriftwechſel mit dem Biſchof. Wie er mitteilt, hat die Stadt
verwaltung als Grundlage der neuen ſtädtiſchen paritätiſchen Schule
eine der beſtehenden Privatſchulen übernommen, die von 30 katholiſchen
Schülerinnen unter 190 beſucht werde. Trotz dieſer geringen Zahl
ſeien dem ſiebenköpfigen Lehrkörper gleich zwei katholiſ ehrkräfte
eingefügt, ferner ſei die Anſtellung einer katholiſchen Oberlehrerin
beſchloſſen worden. Die Stadt Kreuznach dürfe erwarten, daß das
Miniſterium die Errichtung einer Urſulinerinnenſchule
in Kreuznach nicht geſtatten werde, nachdem die Errichtung einer
paritätiſchen ſtädtiſchen höheren Töchterſchule beſchloſſen worden ſei.
Die ſtädtiſche Töchterſchule mit ihrem konfeſſionell gemiſchten Lehr
körper würde zur Karrikatur werden, wenn auf Befehl der Kirche
und unter Androhungen von ſchweren Kirchenſtrafen die katholiſchen
Familien genötigt wären, ihre Töchter aus dieſer Schule fortzunehmen.

Keine Verſtaatlichung der Präparandenanſtalten. Nach
einer Mitteilung der „Preußiſchen Lehrerzeitung“ ſollte die
reußiſche e enereh die r ämtlichereeeeeen und nach Möglichkeit deren Verbindung mit

den Lehrerſeminaren zu ſechsklaſſigen Anſtalten in die Wege geleitet
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haben. Dieſe in zahlreiche S übergegangene Nach rm
entbehrt, wie die „Nordd. Allg. Ztg.“ aus utintisQuelle exfährt, der tatfächlichen Unterlage. P icht ſt

ihre Entſtehung darauf zurückzuführen, daß die Unterrichts
verwaltung ſeit einiger Zeit bemüht iſt, die vorhandenen und
einem Bedürfnis entſprechenden nicht ſtaatlichen Präparanden-
le (ſtädtiſche Seminar und eigentliche Privatpräparanden
anſtalten) nach Maßgabe des neuen Lehrplanes vom 1. Juli 1901
einzurichten und auszugeſtalten, damit eine gleichmäßige Aus
bildung aller Zöglinge für die Seminare erreicht wird.

Stellungnahme der Handlungsgehilfen zu den Kaufmanns
gerichten. Auf Einladung des Vereins für Handlungskommis von
1858, Hamburg, und des Verbandes deutſcher Handlungsgehilfen, Leipzig,traten am 1. März in Berlin Vertreter des Deutſchen Verbandes auf
männiſcher Vereine, des Buchhandlungsgehilfen- Verbandes Leipzig und
der einladenden Vereine, die eine Mitgliederzahl von 216 000 Kaufleuten

präſentieren, zuſammen, um zu dem Geſetzentwurfe betreffend
die Kaufmannsgerichte Stellung zu nehmen. Sämmtliche Vertreter be
dauerten die Nichtangliederung an die Amtsgerichte, fordern nun aber
als Vorſitzenden einen Juriſten, Ausdehnung der Zuſtändigkeit auf alle
Handlungsgehilfen und alle Streitigkeiten aus dem Dienſtverhältniſſe
einſchließlich der Konkurrenzklauſel, Verbot jeglicher Schiedsverträge,
Erhöhung der Berufungsgrenze auf 300 Mark und Feſtſetzung der
d e für das aktive und paſſive Wahlrecht auf 21 und 25

ahre.
Aus Württemberg. Der württembergiſche Finanzminiſter hat,

wie aus Stuttgart gemeldet wird, den Landſtänden einen Gefetzent
wurf vorgelegt betreffend die Umwandlung der 4proz.
Staatsanleihe von 1891/92 in eine 3prozentige.

Das Kaiſerpaar fuhr am Sonnabend morgen bei dem
Chef des Generalſtabes der Armee, Generaladjutanten General
der Kavallerie Grafen von Schlieffen vor, um ihm ſeine
Glückwünſche zu ſeinem 70. Geburtstage zu überbringen.
Nächſtdem machte Se. Majeſtät der Kaiſer einen m
gang im Diergarten, hatte eine Beſprechung mit dem
Reichskan be Grafen v. Bülow und hörte von 10 Uhr
ab im Königlichen Schloſſe die Vorträge des Staatsſekretärs
des ReichsMarineAmts und des Chefs des Marine-Kabinetts.
Se. Majeſtät begab ſich abends nach Potsdam um an einem
Diner beim Offizierkorps des Regiments Gardes du Corps
teilzunehmen.

Der Kaiſer wird am heutigen (Montag) abend um 11 Uhr vom
Lehrter Bahnhof aus ſeine Reiſe nach Wilhelmshaven antreten.
Am Dienstag früh 59 Uhr trifft der Monarch in Oldenburg ein
und begibt ſich zu etwa zweiſtündigem Aufenthalte nach dem Groß-
herzoglichen Schloſſe. Gegen 411 Uhr vormittags erfolgt die Weiter
reiſe nach Wilhelmshaven und die Ankunft dort um 11 Uhr 50. Um
12 Uhr findet, wie bereits gemeldet, die Vereidigung der Rekruten der
II. Matroſendiviſion ſtatt, woran ſich um 1 Uhr das Frühſtück in dem
Offizierkaſino anſchließt. Nachmittags wird der Kaiſer einige
Beſichtigungen auf der Werft vornehmen und am 4. früh nach
Helgoland in See gehen. Am 7. früh gedenkt der Kaiſer in
Bremerhaven wieder zu landen und alsbald die Rückreiſe über
Bremen nach Berlin anzutreten, wo die Ankunft abends gegen 7 Uhr
auf dem Lehrter Bahnhofe erfolgt. Begleiten werden den Kaiſer auf
dieſer Reiſe der Hausmarſchall Freiherr von Lyncker, Generaladjutant
General der Jnfanterie von Pleſſen, Chef des Marinekabinetts Vize
Admiral Freiherr von Senden-Bibran, die Flügeladjutanten Korvetten
kapitän von Grumme und Major Graf von Schmettow und der ſtell
vertretende Leibarzt Stabsarzt Dr. Niedner.

Perſonalnachrichten. Die nicht unbedenklich an hartnäckigem
Keuchhuſten erkrankte Gemahlin des Regenten von
Sachſen-Koburg und Gotha, Erbprinzeſſin Alexandra zu Hohen-
loheLangenburg, welche ſeit einigen Wochen in Davos weilt, hat ſich
infolge der herrlichen klimatiſchen Verhältniſſe dortſelbſt ſo weit erholt,
daß ihre Geneſung ſrig fortſchreitet. Der Regent denkt des
halb in zirka vierzehn Tagen von dort abreiſen zu können,
um den jungen Herzog Carl Eduard, der Ende März
nach Gotha kommt, auf Schloß Friedenſtein zu erwarten.
Das 80. Lebensjahr vollendet am heutigen Montag der konſervative
Reichstagsabgeordnete Geh. Regierungsrat Ul rich von Winter-
feldt-Menkin. Am 2. März 1823 zu Berlin geboren, ſtudierte
er in Berlin Rechts und Staatswiſſenſchaften und trat dann in die
juriſtiſche Praxis ein. Von 1851 bis 1863 wirkte er als Staatsan
walt, um dann die Verwaltung des Prenzlauer Landratsamts zu über-
nehmen. 1875 wurde er Mitglied des Herrenhauſes auch dem
Kommunal und Provinzial-Landtage gehört er an. Jn den Reichs
tag trat er 1890 als Vertreter des Angermünder Kreiſes ein.
Geh. Rat von Winterfeldt iſt Erbherr von Menkin, Wollſchow und
Fahrenholz.

Bundesrat. Es war aufgefallen, daß über die in letzter Woche
abgehaltene außerordentliche Sitzung des Bundesrats nicht, wie es ſonſt
üblich iſt, ein amklicher Bericht veröffentlicht wurde. Wie wir mitteilen
können, wurde in jener Sitzung beſchloſſen, daß ſich die Mitglieder der
Reichstags Kommiſſion zur Vorberatung der Vorlage über Phosphor-
a entſprechend einem von ihnen geäußerten Wunſche, auf

eichskoſten nach Kaſſel begeben ſollen zur Beſichtigung und Prüfung
der von einem dortigen Fabrikanten erfundenen Zündmaſſe, deren
Patent das Reich erwerben will, um es den deutſchen Zündhölzer
Fabrikanten koſtenfrei zur Verfügung zu ſtellen. Jnzwiſchen ſind,
wie man aus Kaſſel meldet, die Mitglieder der Reichstags- Kommiſſion
dort eingetroffen und beſichtigten die Zündholzfabriken in Betten
hauſen.

Aus dem Reichstage. Der Reichstag trat am Sonn
abend nach raſcher einer Anzahl von Petitionen
in die Spezialberatung des Poſtetats ein. Wie üblich,
bezog ſich hierbei die Unterhaltung vorwiegend auf Beamten
ſ en. Der Staatsſekretär Kraetke leitete ſelbſt die Ver
andlung damit ein, daß er zu einer längeren Begründung

ausholte, wie die Verwaltung zu ihrer diesjährigen Forderung
von 2000 neuen Aſſiſtentenſtellen gekommen ſei. Auch auf den
Poſtverkehr übt die wirtſchaftliche Depreſſion einen Einfluß
aus, der Staatsſekretär blickt aber hoffnungsvoll in die Zukunft.
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Seine Verwaltung iſt von Wohlwollen gegen die Beamten aller
Grade erfüllt, ſie muß aber auch hohe Anforderungen
ant dieſelben ſtellen und Verſuche, einzelne Kategorien von Unter
beamten zur Auflehnung zu reizen, rückſichtslos bekämpfen. Aus
dem Hauſe ſprachen die Abgg. High Eickhoff (frſ. Vp.),
Singer (Soz.), Stöcker (wildkonſ.), MüllerMeiningen (frſ. Vp.),
Kirſch (Ztr.) und zwiſchendurch verſchiedene Male wieder der
t Staatsſekretär. Den breiteſten Raum in der Debatte
eanſpruchte die Beſprechung der Verhältniſſe der Unter-

beamten. Hauplſächlich war daran das Bemühen des Abg.
Singer (Soz.) ſchuld, ſeine Partei in einem Lichte erſcheinen
zu laſſen, als ob ſie die r jener am beſtenwahrzunehmen verſtehe. Jm Zuſammenhang hiermit war es
dankenswert, daß insbeſondere auch der nationalliberale Abg.
Graf Oriolag mit Entſchiedenheit dem Wunſche Ausdruck
lieh, daß das Reichspoſtamt für möglichſte r
der Beanten ſorge, andererſeits aber auch jedes Beſtreben
unterdrücke, welches auf Untergrabung der Disziplin abziele.
Der Abg. Lenz mann (ſfrſ. Vp.) gab ſich den Anſchein, zu
lauben, der Staatsſekretär habe ſein den Aſſiſtenten im Vor
ahre gegebenes Verſprechen nicht gehalten. Staats
ekretär Kraetke legte gegen dieſe Methode,
hm etwas zu unterſtellen, was ihn in einen

falſchen Verdacht bei den Beamten zu bringen geeignet ſei,
energiſch Verwahrung ein. Um 7 Uhr wurde die Diskuſſion
über Titel 1 der Ausgaben, (Gehalt des Staatsſekretärs)
en und der nicht angefochtene Titel für bewilligt
erklärt. Auf den Antrag des Abg. Müller-Sagan t Vp.)
wurde eine Anzahl Titel durch eine große Mehrheit (wie
Vizepräſident Büſing feſtſtellte, während nur 20 Abgeordnete
anweſend waren) an die Budgetkommiſſion verwieſen. Am
Montag 1 Uhr Fortſetzung der Etatsberatung.

Parlamentariſches aus dem Reichstage. Der
Senioren-Konvent des Reichstages war am Sonnabend
vor 1 Uhr Nachmittags unter dem Veorſitze des Präſidenten
Wirkl. Geh. Rathes Grafen Balleſtrem zuſammengetreten,
um die Geſchäftslage des Hauſes zu erörtern. Jn der Debatte
wurde von vielen Seiten betont, daß der Schluß der
Tagung vor Oſtern ſich nicht werde ermöglichen laſſen, ohne
wichtige Vorlagen zu ſchädigen, zumal ſogar e beſtänden,
ob überhaupt der Etat ſich werde rechtzeitig fertigſtellen laſſen.
Die Verſammlung trug dieſen Erwägungen Rechnung und ent
ſchied ſich, nach Oſtern weiter zu tagen. Die Oſter-
ferien ſollen vom 28. März bis zum 21. April
währen und bis dahin der Etat völlig durchbe-
raten werden. Nach Oſtern werden die Novelle zum
Krankenkaſſengeſetz und der Geſetzentwurf betr. Phos
phorzündwaren zum Abſchluſſe gebracht werden.

Zur zweiten Beratung des Poſtetats im Reichstage
u Dr. Müller-Sagan beim Kap. 85 Titel 22 u. f. der dauernden

usgabent 90288 888 Mark (ſtatt 89 230 888 Mark) beantragt,
und zwar 51 992 888 Mark (ſtatt 50 492 888 Mark) für 27 153 (ſtatt
26 153) Ober-Poſtaſſiſtenten uſw. 24446 000 Mark (cſtatt
24 038 000 Mark) Wohnungsgeld-Zuſchüſſe; 1750 000 Mark (ſtatt
2 950 000 Mark) für dauernd erforderliche Hilfsarbeiter I. u. II. Klaſſe;
ſchließlich 12 100 000 Mark (ſtatt 11 750 000 Mark) für Hilfsleiſtungen
im Beamtendienſte bei den Verkehrsanſtalten. Dem Reichs
tage iſt eine Ueberſicht über die Tätigkeit des Reichsverſiche-
rungsamtes zugegangen.

Aus dem Landtage. Jm Abgeordnetenhauſe wurden
am Sonnabend die Interpellation der Abgg. von Arnim und
von Löbell u. Gen. betr. die Notſtände an der unteren Oder,
Spree, Havel und Elbe, ſowie die Anfrage der Abgg. Beumerund Gen. über den Schiffahrtskanal vom Ryein zum Dortmund-

Emskanal beraten. Die Nationalliberalen wollten eine gemein
ſame Erörterung, der von ſeiten der Konſervativen und des
Anne mit Erfolg deshalb widerſprochen wurde, weil die beiden

n gelegenheiten nichts miteinander zu tun hätten. Die Er
klärung des Miniſters Budde, daß die Regierung das Vor
handenſein dringender Notſtände in den erwähnten Fluß-

gebieten nach wie vor anerkenneund daß ſie hoffe die entſprechenden Mitte n 1904 zurVerfügung ſtellen zu können, wird in den beteiligten Kreiſen

beruhigend wirken. Die Darlegungen der Abgg. v. Dobeneck und
v. Loebell ſchilderten die Ken an den betreffenden Flußläufen
in anſchaulicher Weiſe. Namentlich wieſen ſie die von national
liberaler Seite aufgeſtellte Behauptung von der Kompenſations-
eigenſchaft dieſer Meliorationen energiſch zurück und betonten,
es handle ſich lediglich um die Beſeitigung eines un-
verſchuldeten Jm übrigen bot die Erörterung
nichts neues. Die Erklärung des Miniſters auf die national
liberale Jnterpellation, daß die Regierung an der Enmſſcherlinie
als Teilſtraße des n r feſthalte, daß aber
die Trace noch nicht feſtgeſtellt ſei und deshalb an den Grund-
erwerb noch nicht herangegangen werden könne, hatte lange
Auseinanderſetzungen über die Kanalfrage zur Folge. Abg.
v. Pappenheim betonte, daß die Konſervativen mit Ruhe und
Sachlichkeit wie bisher dieſe Angelegenheiten behandeln werden.
Scherzhaft war es, wie Herr Barth ſeinen Freund Ehlers
korrigierte. Dieſer hatte ſich über den Mittellandkanal mit
einer gewiſſen Gelaſſenheit und ohne jede Begeiſterung aus-
geſprochen, worauf Herr Barth energiſch hervorhob, daß ſeine

rtei nach wie vor auf dem Boden der Kanalvorlage ſtände.
Sonſt brachte die Erörterung Betrachtungen über die Ver-
gangenheit, über die frühere Stellungnahme der einzelnen Par-
teien zur Kanalvorlage, wobei vatürlich nichts neues zu Tage
gefördert werden konnte.

Deutſcher Reichstag.
270. Sitz g vom 28. Februar.

Auf der Tagesordnung ſteht wieder eine größere Reihe von
Petitionen. Ueber eine Eingabe betreffend Einführung der Straf-
verſchickung, die die Kommiſſion der Regierung als Material über-
weiſen will, beantragt Abg. Thiel Uebergang zur Tagesordnung,
findet jedoch nicht die Mehrheit für dieſen Antrag, für den nur die
Sozialdemokraten ſtimmen. Eine Petition betreffend Abänderung des
Krankenkaſſengeſetzes wird der zur Beratung der hierzu vorliegenden
Novelle eingeſetzten Kommiſſion überwieſen. Jm übrigen werden die
Petitionen nach den Beſchlüſſen der Kommiſſion debattelos erledigt.

Es folgt die zweite Beratüng des Poſtetats.
Staatsſekretär des Reichspoſtamts Krätke: Jch glaube, daß es für

die Verhandlungen förderlich iſt, wenn ich die Gründe auseianderſetze,
die zur Aufſtellung des Etats, ſo wie er iſt, geführt haben. Die
wirtſchaftliche Depreſſion hat naturgemäß beſonders auf die Ein
nahmen der Poſtverwaltung gedrückt. Wir glauben aber, daß
eine Wendung zum Beſſeren bereits eingetreten iſt, und
hoffen deshalb auf eine Vermehrung der Einnahmen von zirka
zwanzig Millionen Mark. Das iſt ja nicht viel, aber wir haben
doch gemeint, den auf iſgegrenng des etatsmäßigen Beamten
perſonals gerichteten Wünſchen echnung tragen zu ſollen.
Alle Wünſche konnten natürlich nicht erfüllt werden, aber was not
wendig iſt, iſt geſchehen. Es ſind 5000 neue Beamtenſtellen geſchaffen,
darunter allerdings nur 2000 für z ſtatt der verlangten 3000.
Die Zahl der nichtetatsmäßigen Hülfsbeamten beträgt 8000, aber
dauernd ſind von dieſen nur 1900 beſchäftigt. Der Staats

ſekretär führt weiteres Zahlenmaterial über den Perſonal-
beſtand an und erwähnt dabei, daß die weiblichen Beamten ſich im
Fernſprechbetriebe beſſer bewährt haben als die männlichen. Einen vom
Abg. Müller Sagan eingegangenen Antrag auf weitergehende
Erhöhung der Beamtenzahl, als im Etat vorgeſehen iſt, erklärt
er für nicht annehmbar. Der Staatsſekretär geht ferner auf
die Anſtellungsbedingungen für die Aſſiſtenten ein, die ſich weſentlich
ebeſſert haben. Insbeſondere erklärt er bezüglich der Unſicherheit derEtelng: Die Befürchtungen in dieſer r ſind unbegründet.

Wir machen von dem Rechte der Entlaſſung von Aſſiſtenten nur dann
Gebrauch, wenn bei feſt angeſtellten Beamten ein Disziplinarverfahren
eintreten würde. Richtig iſt ja, daß die nichtangeſtellten Aſſiſtenten
nicht gut heiraten können, weil ſie nicht beſtimmen können, wo ſie
ihre Zelte aufſchlagen ſollen. Aber Sie werden mir zugeben, daß das
nicht ſchlimm iſt, wenn Sie das Alter dieſer Beamten berückſichtigen.
Sie kommen mit 17 bis 18 Jahren zur Poſt, machen mit etwa
20 Jahren das Examen und kommen dann mit 26 oder
27 Jahren zur Anſtellung. Einen Nachteil aus der mehrjährigen
diätariſchen Beſchäftigung haben ſie bei der ſpäteren Gehaltsbemeſſung
nicht, da, wenn ſie einmal angeſtellt werden, die Dienſtzeit nicht vom
Tage der Anſtellung berechnet wird, ſondern fünf Jahre der diätariſchen
Beſchäftigung hinzugerechnet werden. Jch kann nur wiederholen, wir
haben alles getan, was notwendig und möglich war weitergehende
Wünſche aber können zur Zeit nicht berückſichtigt werden.

Abg. Hug (Zentr.) bringt eine große Anzahl von Wünſchen vor;
u. a. Herabſetzung der Gebühren für letter boxes, Verlängerung des
Telephondienſtes bis 10 Uhr abends in größeren Städten, Wegfall der
PaketBegleitadreſſen, Einführung in der Form einheitlicher Kuverte
behufs Erleichterung der Briefabfertigung. Sodann bringt Redner
eine Beſchwerde der Koblenzer Handelskammer darüber zur Sprache,
daß, während deutſche Zeitungen nach der Schweiz nur durch die Poſt
befördert werden dürfen, Schweizer Zeitungen nach Deutſchland auch
privatim befördert werden.

Abg. Eickhoff (freiſ. Vp.) Trotz der augenblicklich ſchlechten Geſamt
lage der Reichsfinanzen haben wir keinen Anlaß, ſpeziell hinſichtlich des
Poſtetats trübe in die Zukunft zu ſchauen. Um ſo weniger, als der
ungünſtige letzte Abſchluß dieſes Spezialetats mit verſchuldet iſt durch
Ausgaben für umfaſſende Fernſprechanlagen. Dieſe Fernſprechanlagen
ſind durchaus rentable Kapitalsanlagen, und ich halte es deshalb auch
für richtig, daß dieſelben in den neuen Etat aus dem Ordinarium
heraus in das Extraordinarium und auf Anleihe genommen ſind. Die
Einnahmen der Poſtverwaltung haben überdies dauernd, wenn
auch in den letzten Jahren etwas langſamer zugenommen, und wir
dürfen durchaus hoffen, daß ſie weiter zunehmen. Jm Gegenſatze zu
anderen möchte ich deshalb auch den Staatsſekretär bitten, nicht mit
Reformen nachzulaſſen. Redner empfiehlt dann durchgängig viertel-
jährige Gehaltszahlung und rügt es, daß die Ausſichten der höheren
Beamten auf Beförderung jetzt ſo ſehr ſchlechte ſeien. Um ſo ſchlimmer
wäre es, wenn ſich eine Nachricht beſtätigte, daß neuerdings mehr Juriſten
in die höhere Laufbahn eingeſchoben werden ſollen. Dankenswert ſei die
Vermehrung der Stellenzulagen, ſowie daß daran ſo beſonders die große
Klaſſe der Aſſiſtenten beteiligt worden ſei. Aber die Stellenzulagen
müßten ſyſtematiſcher geregelt werden. Auf die Zahl der Aſſiſtenten-
ſtellen gehe er hier nicht ein. Dagegen müſſe er monieren, daß der
Grundſatz ausgiebiger Schulung der höheren Beamten gerade bei der
Poſtverwaltung nicht genug Anwendung finde. Es gebe jüngere Poſt
inſpektoren, jetzt Oberpoſtinſpektoren genannt, die niemals vorherPoſtamts-
vorſteher geweſen ſeien, alſo den Betrieb nicht genug kennen und gleich
wohl mit der Aufſicht betraut würden. Das fördere auch den Bureau-
kratismus.

Abg. Singer (Soz.) widerſpricht dem Verlangen des Vorredners
nach Verallgemeinerung der vierteljährlichen Gehaltszahlung und kann
auch das ganze Syſtem der Stellenzulagen nicht gutheißen. Bedauexlich
ſei, daß der Staatsſekretär die a Wünſche des Reichstags in
dem neuen Etat nicht genug berückſichtigt habe. Statt der neuen Litzen
und Streifen und Titel für Unterbeamte, z. B. Oberbriefträger, hätte
man denſelben lieber ein paar 100 Mark Zulage geben ſollen. Das
ſei beſſer als ſolche Kinkerlitzchen. Auch die Zulagen für gehobene
Stellen hätten ihr bedenkliches, weil die Gefahr vorliege,
daß dieſe Zulagen nach Gunſt erfſolgten. Ganz ungenügend
begründet habe es der Staatsſekretär, weshalb er ſeinem Verſprechen,
vetreffend 3000 neue Aſſiſtentenſtellen, nicht nachgekommen ſei. Be-
ſonders zu rügen ſei die Fortdauer der Maßregelungen von Unter
beamten unter Eingriff in ihre ſtaatsbürgerlichen Rechte. So die Ent
laſſung eines Beamten wegen eines Artikels im „Poſtboten“. Das ſei
ein Skandal erſten Ranges. Jn Frankfurt a. M. ſei ein Beamter ein
fach entlaſſen worden, weil er ein Mädchen heiratete, das bereits drei-
mal geboren hatte. Glaube die Poſtverwaltung das Recht zu haben,
derart den Beamten die bürgerlichen Rechte zu beſchneiden

Staatsſekretär Kraetke: Wenn vor Gericht einmal ein Fall ver
handelt wird, wo ein Unterbeamter Unterſchleife begangen hat, da
kommt die ſozialdemokratiſche Preſſe und ſagt: wie iſt es möglich, daß
die Verwaltung einem Beamten mit ſo und ſo viel Kindern ein ſolches
Gehalt geben konnte! (Lachen und Rufe links). Ja, Sie machen ſich
alle Fälle ſo zurecht wie ſie Jhnen paſſen! Jch trage
Jhnen das ruhig vor, und das wollen Sie nicht hören! Jr
dem Frankfurter Falle hat der Oberpoſtdirektor jedenfalls geglaubt,
daß der Mann mit der Frau und drei Kindern bei ſolchem Gehalt,
wie er es hatte, unmöglich exiſtieren könne. Was den anderen
Fall, den mit dem Artikel im „Poſtboten“, anlangt, ſo ſtehe ich
perſönlich dem Verbot des Blattes kalt und ruhig gegenüber. Jch fand,
als ich mein Amt antrat, das Verbot bereits vor. Jch habe mich ge-
fragt und beobachtet, ob die Sache ſo ſchlimm liegt. Jch ſtehe nun
allerdings auf dem Standpunkt, die Unterbeamten ſollen nicht unnütz auf
gehetzt werden. Und nun ſehen Sie ſich die Blütenleſe an, die ich hier
habe aus Artikeln des „Poſtboten“. Redner verlieſt eine Reihe von
Stellen, u. a. heißt es einmal „Achten können wir nur den, der ſich
gegen ſolche Vorgeſetzte auflehnt.“ Jch ſtehe da auf dem Standpunkte
meines Amtsvorgängers und werde das Verbot aufrecht erhalten, ſo
lange das Blatt dergeſtalt Auflehnung predigt. Jch dulde das nicht,
ich bin verantwortlich für Aufrechterhaltung der Disziplin, ich dulde
ſolche Aufhetzung nicht. (Lebhafte Bravos rechts.)

Abg. Stöcker Alles, was Herr Singer in dem erwähnten Falle
angeführt hat, würde zutreffen, wenn es ſich um eigene Kinder des
Unterbeamten handelte. Jſt dies nicht der Fall, ſo war die Entlaſſung
gerechtfertigt. Redner wünſcht ſodann Erhöhung des Anfangsgehalts
der Landbriefboten und beſchwert ſich über zu umfangreichen Sonn
tagsdienſt an einzelnen Orten.

Staatsſekretär Kraetke: Nach den Anordnungen, die von uns
ausgehen, ſollte eine ſolche Ausdehnung des Dienſtes am Sonntage
nicht ſtattfinden. Möglich iſt es aber, daß der Amtsvorſteher auf eigene
Hand vorgegangen iſt. Werden uns die Orte genannt, ſo werden wir
nachforſchen. Der Staatsſekretär führt weiter aus, daß bei Be
ſetzung der gehobenen Stellen für Unterbeamte nicht nur auf
Kenntniſſe, ſondern auf Gewandtheit, Umſicht, Entſchloſſenheit
geſehen werden müſſe, da es ſich dabei im weſentlichen um
den Verkehr mit dem Publikum auf Bahnhöfen handle.
Die Litzen für die älteren Unterbeamten ſollten dieſe hauptſächlich dem
Publikum kenntlich machen, damit man wiſſe, an wen man ſich wenden
ſoll. Herrn Eickhoff gegenüber müſſe er beſtreiten, daß bureaufkratiſch
verwaltet werde. Was die Nachricht wegen Einſchiebung von Juriſten
anlange, ſo könne man von ihm nicht erwarten, daß er ſofort auf jede
Zeitungsnotiz, die falſch ſei, antworte. Er hat an dergleichen, wie
jene Nachricht es ihm unterſtelle, nicht gedacht. Er denke nicht daran,
die Karriere der höheren Beamten auf ſolche Weiſe noch mehr zu ver
ſchlechtern.

Abg. Müller-Meiningen (freiſ. Vp.) moniert es, daß ſeine vor
jährige Anregung, zu poſtaliſcher Abmachung mit der Schweiz zu ge
langen in der Richtung einer Verkehrsverbilligung, noch immer keine
Beachtung gefunden habe. Unrichtig ſei es, an Unterbeamte die
Reinigung der Bureauräume zu übertragen. Das ſollte man dochReinemachefrauen überlaſſen. Es komme ſogar vor, daß der Unter-

beamte die Privatwohnräume des Poſtamtsvorſtehers reinigen müſſe.
Einer, der ſich deſſen weigerte, ſei ſogar wegen Gehorſamsverweigerungbeſtraft worden. Von der höheren Behörde ſei ihm geſagt worden

Du kannſt Dich ja beſchweren, aber zunächſt mußt Du auch gegenüber
einem ſolchen Befehl gehorſam ſein

Staatsſekretär Kraetke: Mir iſt von einem ſolchen Falle nichts

bekannk. Jch würde es für vollſtändig ungehörig halten, wenn
Unterbeamten eine ſolche private Arbeit zugemutet und er gar weg
wenn er ſich weigert, beſtraft wird.

Abg. Kirſch (Ztr.) widerſpricht der von Eickhoff gewünſchten
Verallgemeinerung der vierteljährlichen Gehaltszahlung. Die Lage
der Beamten, ganz beſonders der Unterbeamten, ſei in
bezug auf die Wohnungsfrage in der Tat eine ſehr miß,
liche. Es ſei unbedingt nötig, daß die Grundſätze des Wohnungsgel-
Geſetzes von 1873 gänzlich abgeſchafft und neue an deren Stelle geſegt
würden.

Abg. Graf Oriola (natl.) geht auf die Lage der Unterbegmten
zumal der noch nicht feſtangeſtellten, ein. Man ſollte ihnen nan
Möglichkeit entgegenkommen. Ebenſo den Poſtagenten und Land
briefträgern. Wir wollen, daß unſere Beamten zufrieden ſein können

Abg. Lenzmann (frſ. Vp.) beklagt, daß trotz vorjährigen Ver-
ſprechens des Staatsſekretärs diesmal nur 2000 ſtatt 3000 neue
Aſſiſtentenſtellen in den Etat eingeſtellt ſeien. Diesmal dürfe ſich daher
das Haus nicht mit einer Reſolution begnügen, ſondern müſſe gleich
ſelber die fehlenden 1000 einſtellen.

Staatsſekretär Kraetke: Nicht finanzielle Rückſichten, ſondern ledig
lich Rückſichten auf den Dienſt haben veranlaßt, daß nur 2000 Stellen
eingeſtellt ſind. Auch liegt kein direktes Verſprechen vor, daß gerade
3000 eingeſtellt werden ſollten.

Der Titel „Staatsſekretär“ wird ſodann genehmigt und auf Antrag
MüllerSagan die Aſſiſtenten uſw. Titel der Budgetkommiſſion über
wieſen.

Montag 1 Uhr: Fortſetzung.

Preußiſcher Landtag.
Abgeordnetenhaus.

33. Sitzung vom 28. Februar, 11 Uhr.
Auf der Tagesordnung ſtand zunächſt Verleſung der Jn

terpellation der Abgg. v. Arnim (konſ.), v. Locbell (konſ.
und Genoſſen: „Beabſichtigt die Königliche Staatsregierung im
Staatshaushaltsetat für 1904 Mittel in angemeſſener Höhe zur
nachhaltigen Beſeitigung dringender Notſtände in den Strom-
gebieten, namentlich der unteren Oder, Spree, Havel und Elbe zu
fordern

Abg. Dr. Sattler (ntl.) zur Geſchäftsordnung: Jch beantrage,
mit dieſer Jnterpellation zugleich unſere als zweiten Gegenſtand
auf der Tagesordnung ſtehende Jnterpellation wegen der Emſcher
tal-Linie des Dortmund-Rheinkanals zu verbinden.

Abg. Graf zu Limburg-Stirum (konſ.) Nach der Geſchäfts
ordnung müſſen die beiden Jnterpellationen für ſich behandelt
werden. Jch kann mir auch keinen Vorteil davon verſprechen, wenn
beide verbunden werden. Nach ihrem Jnhalte iſt es ja ſehr gut
denkbar, daß man jede für ſich behandelt, und ich widerſpreche
deshalb der Verbindung.

Abg. Porſch (Ztr.): Nachdem der Vorredner der Verbindung
widerſprochen hat, werden wir dieſen Widerſpruch unterſtützen.

Abg. Sattler (ntl.) Jch erkenne die Berechtigung der Herren,
welche die erſte Jnterpellation geſtellt haben, an, der Verbindung
zu widerſprechen. Wenn Sie nicht zuſtimmen, iſt das Haus nicht
in der Lage, die beiden Gegenſtände zu verbinden. Jch muß aber
die Verantwortung dafür Jhnen überlaſſen, daß nun infolge Jhres
Vorgehens bereits bei der Beſprechung der erſten Jnterpellation
der Gegenſtand der zweiten mit in die Verhandlung gezogen wird.

Auf die Frage des Präſidenten erklärt
Miniſter der öffentlichen Arbeiten Budde: Jch bin bereit,

namens der Königlichen Staatsregierung heute die Jnterpellation
zu beanttvorten.

Abg. Frhr. v. Dobeneck (konſ.): Die Frage der Beſeitigung
dringender Notſtände in den Stromgebieten der unteren Oder,
Havel, Spree und Elbe muß unabhängig von der Schaffung neuer
Verkehrswege gelöſt werden. Seit Jahren leiden dieſe Gegenden
infolge unvorteilhafter Einrichtungen ſchwere Schäden. Die Re
gierung hat zugegeben, daß große Verſandungen vorkommen und
daß die Ueberſchwemmungen ſchwere Schädigungen verurſachen.
Die Klagen ſind geprüft und anerkannt worden und führten zu
einer Vorlage, die in unſerer Gegend lebhaft begrüßt wurde; man
ſah eine Beſſerung, wenn auch nicht völlige, in naher Ausſicht. Da
kam plötzlich die Zuſammenlegung mit der waſſerwirtſchaftlichen
Vorlage, und obwohl in den letzten Jahren wieder große Nachteile
eingetreten ſind, ſind dieſe Gegenden immer noch ohne Hilfe. Die
Frage entbehrt jeglicher politiſchen Färbung.

Miniſter Budde verlieſt darauf folgende Erklärung: „Die
Königliche Staatsregierung erkennt das Vor-
handenſein dringender Notſtändein den Strom-
gebieten, namentlich der unteren Oder, der
Spree und der Havel nach wie vor bereitwillig
an. Zur Beſeitigung dieſes Notſtandes ſind in den erwähnten
Stromgebieten, insbeſondere zur Verminderung der Hochwaſſer
gefahr und zur Förderung anderer Landeskulturintereſſen, teilweiſe
auch zur Verbeſſerung der Schiffbarkeit und der Erhaltung der
Stromläufe, deshalb von der Staatsregierung bereits, leider aber
vergeblich, die erforderlichen Mittel im Jahre 1901 angefordert
worden. Der Wunſch der Jnterpellanten, die erwähnten Notſtände
tunlichſt bald beſeitigt zu ſehen, wird von der Staatsregierung
durchaus geteilt, und dieſe hofft mit den Jnterpellanten, daß es
möglich ſein wird, für 1904 die entſprechenden Mittel zur Ver
fügung ſtellen zu können. Ueber ein Waſſer-
regulierungsprojekt für die Elbe wird, da dies
Projekt der eingehendſten Prüfung bedarf und
über deſſen Ausführung mit den Jntereſſenten
e der werden muß, beſonders zu handeln
ein.

Auf Antrag des Abg. von Pappenheim (konſ.) erfolgt Be
ſprechung der Jnterpellation.

Abg. Dr. Friedberg (ntl.) weiſt darauf hin, daß auch im
Weſten gleichartige Notſtände beſtänden. Sobald eine auch den
Weſten berückſichtigende waſſer wirtſchaftliche Geſamtvorlage wieder
an das Haus kommen werde, würden ſeine Freunde bereit ſein,
auch für Oder, Havel uſw. die nötigen Mittel zu bewilligen.

Abg. v. Zedlitz (frk.) erkennt gleichfalls kurz das Vorhanden-
ſein von Mißſtänden in den betreffenden Stromgebieten und die
Notwendigkeit der Veſeitiqung derſelben an. Auch ſeine Freunde
ſeien bereit, die dazu erforderlichen Mittel zu bewilligen.

Abg. von Loebell (konſ.) beleuchtet die vorhandenen Mißſtände.
Die Gegenden der unteren Oder, Elbe, Havel und Spree waren
früher in einem gewiſſen Wohlſtande. Jetzt nimmt die Notlage
ganzer Ortſchaften zu, ebenſo der Mißmut der Bevölkerung. Wenn
Sie das ſehen, ſo berührt es eigentümlich, daß der preußiſche Staat
für alles Mögliche große Kulturaufgaben ausführt, aber daß immer
wieder dieſe Landſtriche, die von größtem Werte ſind, von Projekt
zu Projekt durchgehetzt werden, ohne daß etwas geſchieht. Deshalb
erheben wir nachdrücklich unſere Stimme, um endlich Befeitigung
der Notſtände zu verlangen. Sie (links) tun, als ob das lediglich
eine Frage von agrariſcher Bedeutung wäre und eine einſeitige
Jntereſſentengruppe dieſe Klagen vorbringt. Wir ſind aber überzeugt,
daß es von Wichtigkeit für den ganzen Staat iſt (Sehr richtig!
rechts.), wenn große, früher blühende Landſtriche dem Ruin ent
gegengeführt werden. Von dieſen Notſtänden werden auch ſtädtiſche
Kreiſe ergriffen; ich mache nur auf Brandenburg aufmerkſam; ihre
einzige Schiffahrtsſtraße reicht lange nicht mehr aus. Auch aus
anitären Gründen müſſen die Städte an dieſen Waſſerſtraßen Be
eitigung der Notſtände verlangen, z. B. in bezug auf die Kanali-

ſation. Das iſt die ſogenannte Jntereſſenpolitik, die wir ver
treten! Nein, wir ſind feſt überzeugt, daß, wenn kvir unſere
Stimme erheben müſſen, daß Wandel geſchieht, wir für das W
des ganzen Vaterlandes handeln! (Veifall rechts.

Abg. Brömel (frſ. Vgg.) erklärt die Befriedigung ſeiner
Freunde über die für den nächſten Etat in Ausſicht geſtellten Mithel.
Unter den gegenwärtigen Mißſtänden leide beſonders ſchwer Stelth
Ein großer Teil der Seeſchiffahrt und des Warenverkehrs h h
ſich von Stettin nach Hamburg verzogen.

Abg. von Vockelberg (konſ.) gibt ebenfalls ſeiner Genugiu
Ausdruck und ſchliekt mit den Worten: „Maa eine große wai
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hirlſchaftkliche Vorkage kotntert ober ich Hier an der Oder,
Spree und Havel muß geholfen werden.“

Abg. Dr. Sattler (natlib.): Die Schuld daran, daß nicht
ſchon längſt geholfen worden iſt, liege nicht auf Seiten ſeiner
Freunde, ſondern auf der anderen Seite des Hauſes. Die Konſer-
vativen wollten 1901 die damalige Vorlage nicht und hatten ſie
mit Kompenſationen bepackt. Er hoffe, daß die nächſte Jnter
zellation den Herren Gelegenheit geben werde, mit den National-
liberalen auf gemeinſamem Boden zu arbeiten, um alle ſolche Not
ſtände zu beſeitigen.

Abg. Krieger (freiſ. Vp.) betont zunächſt die Notwendigkeit
der Regulierung der unteren Oder. Die Beſeitigung der hier vor
liegenden Notſtände ſei beſonders dringlich, namentlich auch im
Intereſſe der Landwirtſchaft. Aber ſeine Freunde erwarteten, daß
alle dieſe Regulierungen nur kommen würden im Zuſammenhang
mit der geſamt wirtſchaftlichen Vorlage Beifall links.)

Abg. Dr. Sattler (natlib.) hält nochmals in Widerlegung
einer dies in Abrede ſtellenden Aeußerung des Abg. v. Dobeneck
die Behauptung aufrecht, daß die Kompenſationen von der Rechten
anno 1901 angeregt worden ſeien.

Abg. von Loebell (konſ.) wirft demgegenüber der Linken vor,
ſie ſei es geweſen, die in dieſe rein wirtſchaftlichen Fragen politiſche
Momente hineingetragen hätte. Und wie es mit den Kompen
ſationen ſtehe, zeige ſich ja hier, two gerade die Redner der Linken
erklärten, daß ſie für die Regulierung der unteren Oder die Kanal
vorlage als Kompenſation forderten.

bg. Dr. Friedberg (natlib.): Wenn überhaupt ſeit 1901 von
Kompenſationen die Rede geweſen ſei, ſo ſei das zuerſt nicht durch
ſeine Freunde geſchehen, ſondern von der anderen Seite des
Hauſes! Der Rechten müſſe auch der Vorwurf gemacht werden,
daß ſie mit dieſer wiederum nur ganz einſeitige Jn
tereſſen einzelner Landesteile wahrnehme, während ſie die Jnter
43 der anderen Landesteile unberückſichtigt laſſe. Beifall
inks.

ach weiterer unweſentlicher Debatte wird die Beſprechung
geſchloſſen.

s folgt die Verleſung der Interpellation der Abgg.
Beumer (natlib.) und Genoſſen: „Snd die Vorarbeiten für
den Bau eines Schiffahrtskanals vom Rhein zum Dortmund-Ems-
Kanal durch das Emſchertal (als Teilſtrecke des Rhein-Weſer-
Elbe-Kanals) ſo weit abgeſchloſſen, daß die zu wählende Linien-
führung endgültig feſtſteht? Jſt die Königliche Staatsregierung
d dieſen Fall bereit, um eine abermalige, die wirtſchaftlichen
Intereſſen des dortigen Jnduſtriegebietes ſchädigende Verſchiebung
dieſer Linie zu vermeiden, alsbald und, wenn möglich, noch in
dieſer Tagung mit einer Kreditforderung an den Landtag heran
utreten, um den Grunderwerb für die projektierte Linie zuſichern Auf die Anfrage des Präſidenten erklärt

Miniſter Budde: Jch bin bereit, namens der Königlichen
Staatsregierung die Jnterpellation ſofort zu beantworten.

Abg. Schmieding (natlib.) begründet die Jnterpellation.
Meine Freunde haben die Mißſtände an der Spree, Havel, unteren
Oder und Elbe anerkannt. Die konſervative Partei wollte, wie
ich aus ihrer Preſſe erſehen habe, mit ihrer Jnterpellation keinen
Vorſtoß gegen die Kanalvorlage machen, ſondern nur diligentiam
räſtieren. Von dieſer Abſicht ließen auch wir uns leiten. Wir
ind aber der Anſicht, daß die Uebelſtände im Weſten noch größer
ind als die im Oſten. Unſere Jnterpellation ſetzt da ein, wo

größte Gefahr im Verzuge iſt. Erſt durch den Bau eines Schiff
fahrtskanals vom Rhein zum DortmundEmsKanal durch das
Emſchertal kann uns wirklich geholfen werden.

Miniſter Budde: Was dieſe Jnterpellation betrifft, ſo iſt all
ſeitig bekannt, daß die Königliche Staatsregierung
die baldige Ausführungeines Kanals von Dort-
mund nach dem Rhein durch das Emſchertal als
Teilſtrecke des Rhein-Weſer-Elbe- Kanals für
notwendig erachtet. Jch erkläre namens der r
Staatsregierung, daß ſie nach wie vor an dieſer Auf-
faſſung feſthält. (vBeifall links.) Was die beſondere An
rage der Jnterpellation betrifft, ob die Vorarbeiten für dieſen

mal ſo weit abgeſchloſſen ſind, daß die zu wählende Linienführung
dgültig feſtſteht, ſo muß ich mitteilen, daß dieſe Feſtſtellung bis

heute noch nicht hat erfolgen können; denn in dem in Frage
ſtehenden Gelände ſchreitet bekanntlich die Bebauung mit großer
Schnelligkeit fort. So ſind in der urſprünglich geplanten Trace
neu angelegt worden ein Hochofenwerk, mehrere Arbeiterkolonien
von Zechen und viele einzelne Häuſer. Daher habe ich eine erneute
Nachprüfung der Linienführung angeordnet, die zur Zeit ſtattfindet
und noch nicht abgeſchloſſen werden konnte. Hiermit er
ledigt ſich der zweite Abſatz der Frage von ſelbſt, indem die König
liche Staatsregierung, da die Linienführung noch nicht feſtſteht, jetzt
auch noch nicht mit dem Grunderwerb für einen Dortmund Rhein
Kanal vorgehen kann.

Abg. von Pappenheim (konſ.) erklärt, ſeine Freunde würden
ſeinerzeit bei Eingang einer Vorlage alles ſorgfältig prüfen. Mit
Rückſicht auf die Erklärungen des Miniſters könne heute ſelbſtver
ſtändlich weder die eine noch die andere Frage des Jnterpellanten
bejahend beantwortet werden.

Abg. Herold (Ztr.) erklärt ebenfalls, angeſichts der Antwort
der Staatsregierung könne man jedenfalls alles weitere ruhig ab
warten, da ja noch nicht einmal die Linienführung feſtſtehe. Jeden-
falls ſei zu wünſchen, daß die Regierung nicht etwa in ihrem
enormen Eifer für neue Waſſerwege die Eiſenbahnen vernach-
läſſigen möge.

Abg. Ehlers (frſ. Vgg.): Jm weſentlichen ſei ja der Jnhalt
der Jnterpellation erledigt, und es komme nun eigentlich nur
noch darauf an, daß die Fraktionen jetzt ein größeres
oder geringeres Wohlwollen für den Mittelland Kanal
dokumentieren. Seine Freunde befänden ſich in einer
eigenthümlichen Lage. Sie hätten ſeinerzeit die Regierung
bei der Kanalvorlage unterſtützt. Das wäre ihnen
aber ſchlecht bekommen. (Heiterkeit.) Man habe ihnen ſogar
vorgeworfen, ſie hätten ihren Parteitopf an dem Mittellandkanal
wärmen wollen. Unter dieſen Umſtänden halte er es für das
Beſte, daß ſeine Freunde ſich ihre Stellung zu der künftigen Vor-
lage vorbehalten. Man könne nicht verlangen, daß ſie jetzt noch
dieſelbe Begeiſterung für die neue Vorlage dokumentierten wie
früher unvorſichtigerweiſe. (Heiterkeit.) Er ſelbſt habe kein
großes Vertrauen, daß in den nächſten Jahren aus der Sache etwas
reelles werde.

Abg. Wallbrecht (natl.) betont die Notwendigkeit der ſchleunigen
Verabſchiedung der Kanalvorlage. Er habe ſeinerzeit 100 Millionen
privatim aufgebracht. Der Miniſter habe aber die Baukonzeſſion ver
weigert.

Abg. Graf Strachwitz (Ztr.): Bei allem Entgegenkommen gegen
den Weſten dürfe nicht zugegeben werden, daß die ſchleſiſche Jnduſtrie
durch den Bau des Mittellandkanals benachteiligt werde.

Abg. Oeſer (Hoſpitant der freiſ Vp.): Seine Freunde hielten an
ihrem alten Standpunkt bezüglich des Mittellandskanals feſt und ſeien
für möglichſt baldige Wiedereinbringung der alten Kanalvorlage.

Abg. Or. Barth (freiſ. Vgg.) betont, daß ſeine Freunde nach wie
vor an der Kanalvorlage feſthielten, und gibt der Ueberzeugung Aus
druck, daß die Vorlage auch zuſtande gekommen wäre, wenn die
Regierung die nötige Energie 4 hätte. Er hoffe aber, daß
bei einer Wiedereinbringung der Vorlage die Regierung alles aufbieten
werde, um dieſelbe zur Verabſchiedung zu bringen.

Nach einer weiteren kurzen Bemerkung des Abg. v. Eynern (natl.)
wird die Beſprechung geſchloſſen.

e folgt die zweite Beratung des Etats der Bauver-
waltung.

Abg GCothein (freiſ. Vgg.) bemängelt die jetzige Tarifierung der
Binnenſchiffahrtsabgaben und bringt Beſchwerden aus der Mark,
aus Stettin und Schleſien vor. Die Konferenzen der Jntereſſenten
mit der Regierung ſeien ergebnislos geblieben, weil die Regierung
zwar alle Wünſche angehört, aber immer die gleichen unſachlichen Antworten gegeben habe, ſo daß die Jntereſſenten, die doch keine Wieder

käuer ſeien, in den Konferenzen nicht mehr erſchienen. (Heiterkeit.)
Ein Regierungsvertreter verteidigt die gegenwärtig in Geltung

befindliche Gebührenordnung für Binnenſchiffahrt

Abg. Graf Strachwitz (Jenir.) bittet beſonders, die Abgaben auf
der oberen Oder zu ermäßigen.

Ein Regierungsvertreter erklärt, daß die Abgaben auf der oberen
Oder ſchon jetzt jährlich ein großes Deſizit ergäben. Eine Herabſetzung
ſei nicht angängig.

Ein Regierungsvertreter bittet, da der neue Tarif für 1903
Gegenſtand einer Petition ſei, dieſe Angelegenheit zunächſt in der
Kommiſſion zu erörtern.

Abg. Gothein (freiſ. Vgg.): Die Schiffahrtsabgaben auf der Oder
geben nur deswegen ein zahlenmäßiges Defizit, weil in die Rechnung,
die die a bezahlen ſoll, alle Ausgaben eingerechnet würden, die
bei den Flußregulierungen nur im Landeskulturintereſſe gemacht würden.

Miniſter Budde: Für ihn liege die Sache ſo, daß er von ſeinem
Amtsvorgänger den gegenwärtigen, ſeit dem 1. Januar d. Js. geltenden
Tarif als fertiges Ganzes übernommen habe. Jn den letzten wenigen
Winterwochen habe man mit dieſem Tarif noch keine Erfahrungen ge-

Sollten dieſe Erfahrungen ungünſtig ausfallen, ſo würde der
arif revidiert werden.

Eine weitere Debatte entſteht bei den Einnahmen dieſes Etats
nicht. Bei den Ausgaben bittet

Abg. Malkewitz (konſ.), die privatien Arbeiten zur Beſeitigung der
Waſſerſchäden im Gebiet der unteren Oder, beſonders bei Greifenhagen
von Staats wegen zu unterſtützen.

Ein Regierungsvertreter ſagt erneute Prüfung der
Beſchwerden der Greifenhagener zu.

Hierauf beantragt Abg. v. Pappenheim (konſ.) Vertagung, die
beſchloſſen wird.

Montag 1 Uhr: Jnterpellation der Nationalliberalen betr. Erlaß
des Erzbiſchofs Korum in Trier gegen die dortige paritätiſche höhere
Mädchenſchule.

Ausland.
Türkei.

Das Reformprogramm und anderes.
Es verlautet, daß der Sultan die angenommenen Reformen auf

alle europäiſchen Vilajets ausdehnen wolle. Die öſterreichiſch
ungariſche und die ruſſiſche Botſchaft erhielten bisher keine dahingehende
Verſtändigung. Eine ſolche Verfügung iſt übrigens angeſichts der
Geldkoſten zweifelhaft. Die Pforte hat am Sonnabend die Aufmerk-
ſamkeit der Botſchafter OeſterreichUngarns und Rußlands darauf

elenkt, daß trotz der anſcheinend korrekten Haltung der bulgariſchen
egierung die bulgariſche Preſſe fortfährt, die Bewegung als fort-

ſchreitend darzuſtellen.

Jn der Audienz des öſterreichiſch- ungariſchen
Botſchafters Freiherrn v. Calice bei dem Sultan am Sonnabend
wurde die gegenſeitige Befriedigung über die Annahme der
Reformvorſchläge ausgedrückt. Der Sultan ſicherte die ſtrikte Durch-
führung zu. Jn der Audienz des ruſſiſchen Botſchafters
Sinowjew gab derſelbe der Befriedigung des Kaiſers
Nikolaus über die Annahme der Reformen Ausdruck und ſprach
die Erwartung aus, daß die von den beiden Nachbarſtaaten vorge-
ſchlagenen Reformen ſtrikt durchgeführt werden würden, umſomehr, da

in Sofia und Belgrad ernſte Schritte wegen einer
korrekten Haltung gethan worden ſind.

Die die Reformenannahme begleitenden Artikel des
Wiener „Fremdenblattes“ und anderer öſterreichiſcher Blätter, ſowie die
Kundgebung des ruſſiſchen „Regierungsboten“ haben im Yildiz und auf
der Pforte Eindruck gemacht, namentlich die Bemerkung des „Regierungs-
boten“, daß unter Leitung der beiden Botſchafter durch die beider
ſeitigen Konſuln eine ſtrenge Kontrolle bezüglich der Ausführung der
Reformen werde ausgeübt werden. Sehr befriedigt haben die an die
Balkanſtaaten gerichteten Mahnungen und die Erklärung des Regierungs
boten“, daß Rußland keinen Tropfen Blut und nicht den geringſten Teil
ſeiner eigenen Jntereſſen für die Balkanſtagaten opfern werde, wenn ſie
die Ratſchläge nicht befolgen.

Der Vali von Uesküb berichtet über einen Zuſammenſtoß mit
einer bulgariſchen Bande, beſtehend aus 60 Mann, die
bulgariſche Militäruniformen trugen, im Bezirk Pentſchowo oder
Osmanye. Zwölf Mitglieder der Bande darunter ein Oberſt und
fünf Offiziere, wurden getötet. Die türkiſchen Truppen hatten zwei
Tote. ei den Leichnamen wurden Manifeſte und Dynamitpatronen
gefunden.

Nunmehr ſind bereits alle 16 europäiſchen Redif-
b ataillone zur Ablöſung der gleichen Zahl von ſeit dem Monat
September mobiliſierten Bataillonen einberufen. Von dieſen letzteren
ſind bisher ſechs entlaſſen. Der Reſt wird, ſobald die neu mobiliſierten
Bataillone an Ort und Stelle eintreffen, entlaſſen werden. Alle anderen
Mobiliſierungsnachrichten ſind vollſtändig falſch.

Zwiſchen türkiſchen Truppen und den Einwohnern
des nördlich von Seres gelegenen Dorfes Brondo (bei Saloniki) fand
ein heftiger Zuſammenſtoß ſtatt. Die Truppen brannten
einen Teil des Dorfes nieder.

Marokko.
Zur Lage.

Nach einer Meldung aus Ceuta herrſcht in der von Mauren be-
wohnten Gegend vollſtändige Anarchie. Die Kabylen weigern ſich, die
Steuern zu bezahlen, begehen Diebſtähle und plündern die treu geblie-
benen Stämme.

Aus Nah und Fern
Von der Prinzeſſin Luiſe. Die Verhandlungen zwiſchen

dem toskaniſchen Hofe und dem Vertreter der Prinzeſſin Luiſe
Lachenal haben zu einem günſtigen Abſchluß geführt. Die Prin
zeſſin hat am Sonnabend das Sanatorium Möétairie
verlaſſen und ſich nach Lindau begeben, wo ſie bis
auf weiteres in der Villa Toskana Aufenthalt
nehmen und ihre Entbindung erwarten wird.
Gleichzeitig hat die Mutter der Prinzeſſin, die Groß
herzogin von Toskana, Salzburg verlaſſen, um ſich nach
München zu begeben. Sie iſt am Montag in Lindau eingetroffen,
wo Muiter und Tochter zum erſten Male ſeit der Affäre zuſammen
kamen. Die Prinzeſſin Luiſe wurde bei ihrer Ankunft in Lindau
von ihrer Mutter empfangen und hat in der Villa, welche dem Erz
herzog Ferdinand gehört, Wohnung genommen. Hn der Begleitung
der S befand ſich der Schwiegerſohn des Advokaten Lachenal,
Advokat Marce Peter.

Unglücksfälle infolge Unwetters. Aus England wird ge-
ſchrieben Das Unwetter am Freitag hat der Schifffahrt auf dem
Tyne großen, auf Tauſende von Pfund Sterling geſchätzten Schaden
zugefügt. Jm Hafen von Shields ſtieß das Bremer Segelſchiff
„Ferdinand Fiſcher nacheinander mit drei Dampfern
zuſammen der „Ferdinand Fiſcher“ ſowohl wie die Dampfer wurden
ſtark beſchädigt. Von anderer Seite wird noch telegraphiert:
Geſtern Vormittag wütete in den weſtlichen und nördlichen
Gegenden Großbritanniens ein außerordentlich heftiger Sturm,
wie er ſeit vielen Jahren dort nicht vorgekommen iſt. Einzel
heiten fehlen noch, da die Telegraphendrähte größtenteils
zerſtört worden find, doch ſteht bereits feſt, daß überall großer
Schaden angerichtet worden iſt. Durch die Stärke des Windesſind viele Sauſer eingeſtürzt, Dächer wurden herunter
eriſſen, Landungsbrücken und Molen beſchädigt, Fabrik
chornſteine und Kirchtürme hinunterge-worfen. Viele Schiffe ſind zu Grunde gegangen, darunter

drei Dampfer und zahlreiche kleinere Fahrzeuge: aber die Mann
ſchaften wurden gerettet. Obgleich im großen und ganzen der
Menſchenverluſt infolge des Sturmes kein großer iſt, ſo wurde doch
eine erhebliche Anzahl Perſonen verletzt. Wie heftig der Sturm
war, geht daraus hervor, daß ein ganzer Eiſenbahnzug auf
der FurneßLinie zwiſchen Kark und Ulverſton um geworfen
wurde. Der Zug befand ſich gerade in dieſem Augenblick auf einer
Brücke und es hat nicht viel daran gefehlt, ſo wäre der Zug ins
Waſſer gefallen. 32 Paſſagiere wurden durch den
Unfall verletzt, vier werden vermißt; ver-mutlich ſind ſie in den Fluß geſchleudert worden.

Auch ſonſt hat das Unwetter mancherlei ſchweren Schaden ver
urſacht. So wird aus Trieſt, gemeldet Der aus Konſtantinopelkommende Dampfer „Carniolia“ 5 in der Nähe von Pirano infolge

ſtarken Nebels mit dem nach Dalmatien auslaufenden Dampfer
„Quamero“ zuſammengeſtoßen. Während erſterer leichter be
ſchädigt iſt, wurde dem „Quamero“ die Steuerbordſeite weggeriſſen und
mußte derſelbe auf Anordnung der Hafenbehörde zurückkebhren.
Aus Hangeſund (Norwegen) kommt folgende Meldung: Während
des Sturmes kenterten zwei Fiſcherboote. Die Beſatzung
des einen Bootes, vier Mann, ſind ertrunken,
von der des anderen Bootes ertranken drei Mann,
während zwei gerettet wurden. Aus New-ork, 28. Febr. wird
berichtet Jnfolge S er der Schienen ent leiſte in der

r Nacht ein Eiſenbahnzug in der Nähe von Lenon
City (Tenneſſee), wobei fünf Eiſenbahnangeſtellte und
eine Frau ums Leben kamen und eine größere Anzahl
Perſonen verletzt wurde.

Sven Hedin in Lebensgefahr. Der im „Grand Hotel“ zu Peſt
wohnende ſchwediſche Forſchungsreiſende Sven Hedin wurde von einem
im Hotel angeſtellten, plötzlich irrſinnig gewordenen Kellner mit ge
ladenem Revolver bedroht. Der Kellner konnte nur mit
Mühe gebändigt und ins Jrrenhaus gebracht werden.

Der Kaiſer hat einen Jmmediatbericht über den Brand auf
dem Königlichen Bergwerk Wilhelmshöhe bei Kaſſel
eingefordert. Wahrſcheinlich werden die niedergebrannten Gebäude
nicht wieder aufgebaut werden.

Jm Ballon zum Nordpol. Ein armer Dorſſchullehrer, Giuſeppe
Teti, in Ortana (Jtalien) hat eine neue Art Luftſchiff er
funden, das er „Asro Dynamo“ nennt und mit welchem er direkt
zum Nordpol fliegen will, da es angeblich allen Winden und
Stürmen Trotz bieten ſoll. Die Lehrer der ganzen Gegend haben ſich
zuſammengetan, um ihrem Kollegen die Mittel zur Herſtellung eines
Modells zu liefern. Teti hat bereits mehrere Erfindungen gemacht.
Sein „Muſikograph“ hat auf der Ausſtellung in Palermo einen
Preis bekommen.

Das Befinden des Papſtes. Die römiſchen Blätter erklären ein
ſtimmig, daß eine Beunruhigung über den Geſundheitszuſtand des
Papſtes nicht gerechtfertigt ſei der Papſt leide nur an einem leichten
Katarrh. Der Papſt empfing am Sonntag vormittag in
der Bibliothek das Heilige Kollegium in Privataudienz. Zugegen
waren 42 Kardinäle. Nach einer Anſprache überreichte der Papſt
perſönlich jedem Kardinal eine Schrift, welche die hervorragendſten
Ereigniſſe während ſeines Pontiſikats erwähnt und ferner ein von ihm
verfaßtes Gedicht in lateiniſcher Sprache enthält. Zum Schluß drückte
der Papſt ſeinen Dank aus und wies dabei auf ſein hohes Alter und
auf ſein Lebensende hin, das nicht mehr fern ſein könne. Jn ihrer
Antwort ſprachen die Kardinäle aus, daß der heutige Tag ein Tag der
Freude ſei und daß ſie dem Papſt noch ein langes Leben wünſchten.

Der Jahreskommers der alten Korpsſtudenten hat am Sonn
abend in dem mit Fahnen und Wappenſchilden reich geſchmückten Saale
der „Philharmonie“ zu Berlin ſtattgefunden. Ueberaus zahlreich hatten
ſich die alten und jungen Burſchen im Schmuck ihrer Farben einge
funden. Für die Logen und Tribünen die ein reicher Damen-
flor zierten, hatte der Billetverkauf ſchon ſeit Tagen eingeſtellt
werden müſſen. Das Präſidium des Kommerſes lag wieder in
den bewährten Händen des Erſten Staatsanwalts Lademann
von den Berliner Märkern, der zum 26. Male den Kommers leitete.
Jhm war auch die einzige Rede des Abends vorbehalten. Er feierte
die ſeit 1875 in ununterbrochener Folge alljährlich abgehaltenen
Kommerſe als den Jungbrunnen, aus dem man in der Erinnerung an
die glückliche Studentenzeit und in der Wiederhingabe an die alten Jdeale
der Jugend ſich erquicke nach den Sorgen des Lebens und den Mühen des Be
rufes, und verwies auf den nationalen Charakter des Korpsſtudententums,
das nur auf deutſchem Boden gedeihen könne. Die Rede ſchloß mit
einer Huldigung für den Kaiſer, der ſelbſt das Band der Korpsſtudenten
getragen, der ſeine beiden älteſten Söhne dem Korps zugeführt und
der bei der Jubelfeier der Boruſſen mit Stolz auf die Männer ver
wieſen, die aus den Korps hervorgegangen. Univerſitäts- und
Semeſterreiben ſowie der Landesvater wechſelten mit allgemeinen Ge
ſängen, bis die Fidelitas in ihr Recht trat.

Die Opfer des Hauseinſturzes in der Liechtenſteinſtraße zu Wien
ſind geſtern Nacht endlich zutage gefördert. Der traurige Fall hatte
das Mitgefühl der Wiener Bevölkerung in hohem Grade erregt, und
in dichtem Gedränge harrten Menſchenmaſſen Tag und Nacht an der
Unglücksſtätte aus, während einzelne Perſonen freiwillig den Frauen
der Verſchütteten Botſchaft brachten. Die Bergungsarbeiten verzögerten
ſich, weil eine große Stützmauer unter dem Hauſe, das in ganzer
Front einzuſtürzen drohte, aufgeführt werden mußte. Zuerſt wurde der
Tagelöhner Blaſchek mit zahlreichen Knochenbrüchen und ganz ein-
gedrücktem Schädel tot, mit dem Geſicht zur Erde, bloßgelegt. Die
Leiche des anderen Verunglückten, Duxa, fand man nicht weit davon
in demſelben Kellergewölbe in ähnlicher Verfaſſung.

Ein neuer Hofſkandal wird in folgender Meldung der „Dresd.
Nachr.“ aus Schwerin angedeutet: Nicht mehr zurückzuhalten ſind
die hier als öffentliches Geheimnis von Mund zu Mund gehenden
Gerüchte über im höchſten Maße Aergernis erregende Vorgänge am
hieſigen Großherzoglichen Hofe, mit denen die verwitwete Groß
herzogin Anaſtaſia, die Mutter des regierenden Großherzogs
Friedrich Franz, in Beziehungen gebracht wird. Die Großherzogin-
Mutter iſt eine geborene Großfürſtin von Rußland ſie iſt am 28. Juli
1860 geboren und vermählte ſich am 24. Januar 1879 mit dem 1897
verſtorbenen Großherzog Friedrich Franz III. Außer dem regierenden
Großherzog entſtammen der Ehe zwei Töchter.

Todesfall. Ein Telegramm aus Budapeſt berichtet S Jn ſRudng
bei Temesvar iſt der Couſin des ſerbiſchen Königs,
Baron Fedor Nikolies, Mitglied des Magnatenhauſes, im
Alter von 67 Jahren geſtorben. Der ſerbiſche Hof iſt von dem Todes
fall verſtändigt worden.

Prinzeſſin Gabriele von Bayern, die mit ihrem Gemahl, dem
Prinzen Rupprecht, eine Jndienreiſe macht, iſt erkrankt und
mußte in Bandung zurückbleiben. Sie hatte eine Anhöhe
bei Poentjak erklettern wollen und war dabei von einer Unmenge
„Land“-Blutegel angefallen worden. Dieſe Tierchen
haben der Prinzeſſin einen heftigen Fieberanfall eingetragen.

Vom Fahrſtuhl geſtürzt. Der öſterreichiſch ungariſche Konſul
Ch. A. Martin in NewYork fiel vom Fahrſtuhl herunter und
war ſofort tot.

Fenersbrunſt. Die der Firma Schröder in Landsberg a. W.
gehörige Hanftauwerk- und Drahtſeilfabrik zu Danzig iſt vollſtändig
niedergebrannt. Der Schaden beträgt etwa 250 000 Mark

Gerichtszeitung.
W. Leipzig, 28. Febr. Prozeß Exner.) Jn der beutigen

Verhandlung kritiſierten die Sachverſtändigen die Hingabe
der Wechſel im Betrage von 22 Millionen Mark durch die
Aufſichtsratsmitglieder der Trebergeſellſchaft
an die Leipziger Bank und erklärten all e nach dem Herbſt
1898 mit Kaſſel gemachten Geſchäfte für un
F hörig. Die Wechſelhingabe ſei nicht die Bilanz, wohl aber den

eſchäftsbericht zu verſchleiern beſtimmt und geeignet geweſen.
Zeuge Auſpitzer- Wien ſagt über Schmidts Verſchmelzungs-
projekte aus. Wenn ſich die Trebergeſellſchaft ein halbes Jahr
länger hätte halten können, wäre die Verſchmelzung aller Tochter
unternehmungen untereinander, ſowie mit der ſtärkſten Konkurrenz
Tatſache geworden und Kaſſel wäre gerettet geweſen.
Schmidt ſchwebte zweifellos ein grandioſer, aber keineswegs
unausführbarer Truſt vor. Der Ausdruck „Komödie“ für die
GeneralVerſammlung vom 3. Februar 1899 ſei viel zu ſcharf.
Zeuge giebt aber zu, daß eine Reihe von Tochterunternehmungen
bereits damals Not litt. Jn der Nachmittagsverhandlung
bekundet Fabrikbeſitzer RippbergerNeheim, daß das Bergmannſche

atent unbrauchtar ſei. Alsdann wird wiederum eine Reihe von
riefen über verſchiedene Transaktionen verleſen. Dann wird die

Verhandlung auf Montag vormittag 9 Uhr vertagt.
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Telegramme.
Montevideo, 1. J u Präſidenten der

Republik Uruguay iſt Joſe Batele worden.
Waſhington, 1. März. d Laufe der geſtrigen Senatsſitzung

erklärte der Republikaner Aldrich, ſeine Partei werde in der
nächſten Seſſion, wenn der Staatsſchatz einen Ueberſchuß auf
weiſe, auf eine n der Einnahmen hinwirken.

Waſhington, 1. März. W gen maßgebenden Kreiſen
iſt die Nachricht eingegangen, Braſilien verlange von Bolivia,
obgleich dieſes ſeine Forderung bezüglich eines Teiles des
Acregebietes erfüllt habe, einen anderen Landſtreifen von
34 414 Quadratmeilen Fläche und habe gedroht, das Gebiet,

Beſitznahme nicht geſtattet werde, militäriſch beſetzen
zu laſſen.
Wetter Ausſichten auf Grund der Berichte der deutſchen Seewarte

in Hamburg. Nachdruck verboten.)
Dienstag, 3. März Wolkig, ſtrichweiſe Niederſchlag, vielfach

heiter, windig.
Mittwoch, 4. März: Tags angenehm, nachts kalt, windig.

Waſſerſtände.
bedeutet über, unter Null.)

Fall Wuchs
Saale.

2 i. März 1,952. März 1,94Trotha 2,14 i 2,12 0,02*Alsleben 27. Febr. 2,04 28. Febr. 1,96 0,08
Bernburg 1,62 1,50 0,12*Calbe, Obp. v 1,75 1,66 0,09do. Untvp. 1,34 1,24 0,10Unſtrut.

*Straußfurt 27. Febr. 1,30 28. Febr. 1,30 l
Moldau.

Buoweits Febr. 0,6227. Febr. 0,29 0,33
Prag 1,02 0,85 0,17Havel.
*Brandenburg 27. Febr. 28. Febr.
Oberpegel v 2,33 2,32 (0,01Unterpegel 1,93 1,94 0,01*Rathenow

Oberpegel 1,76 1,74 0,02Unterpegel r 1,38 1,38*Havelberg 2,72 r 2,54 0,18Elbe.
Pardubitz 26. Febr. 1,27 27. Febr 0,84 0,43Brandeis t 1,77 0,12Melnik 1,35 1,28 0,07*Leitmerit 27. Febr. 0,95 28. Febr
Außi 26. Febr. 1,69 27. Febr 1,57 0,12
Dresden 27. Febr. 0,15 28. Febr. 0,06 0,090
Torgau 2,54 2,44 0,10Wittenberg 3,10 3,10 oRoßlau r 2,69 r 2,711 0,02*Barby- 2,82 2,861 0,04Magdeburg 2,34 x 2,40 0,06*Tangermünde 2,04 r 3,24 0,20*Wittenberge 2,60 2,71 0,11s y 2,68 t 2,76 0,08Dömitz 2,04 2,11 0,07*Lauenburg 2,07 2,08 0,01

Beobachtet in der Mittagszeit nach amtlichen Depeſchen derKöniglichen Elbſtrombau Verwaltung.

Börſen- und Handelsteil.
Allgemeines.

Wegelin u. Hübner, Maſchinenfabrik und Eiſen
gießerei, A.G., Halle a. S. Jn der am 28. Februar er. zu

lle a. S. ſtattgehabten diesjährigen ordentlichen General
rſammlung der Wegelin u. Hübner'ſchen Maſchinenfabrik

und Eiſengießerei, Akt.-Geſ., in welcher 34 Aktionäre mit ca.
1800000 Mk. Aktienkapital vertreten waren, wurde die Bilanz
und das Gewinn und Verluſt-Konto genehmigt und die
Dividende für das abgelaufene Geſchäftsjahr auf

Pro z. feſt gehn letztere gelangt vom 2. März d. Js. ab
ei der Geſellſcha kaſſe in Halle a. S. ſowie dem Bankhauſe

Leopold Friedmann, Berlin S., Oranienſtraße 69, zur Aus
ahlung. Ueber das laufende teilte der Vorans mit, daß der Geſchäftsgang in den erſten zwei Monaten

ein recht zufriedenſtellender geweſen iſt.

TagesMarktberichte.
Berlin, 28. Februar. Berliner Produktenbörſe.) Die

aintlich feſtgeſtellten Preiſe waren am Frühmarkt: Weizen märk.
156.00 ab Bahn. Roggen märk. 133.00 .4 ab Bahn. Gerſte,
leichte inländiſche Futtergerſte 126.00--132.00 ſchwere 133.00
bis 144.00 klamme mit Geruch 128.00 bis 133.00 ruſſ.
125.00 127.00 Hafer, märk., mecklenburg., pomm., preuß., poſen.
und ſchleſ. fein 154.00 166.00 mittel 144.00 153.00
gering 137.00--143.00 gering mit Geruch 130.00 143.00
ruſſ. 137.00 141.00 Mais amerik. mixed 129.00--130.00
Erbſen, inländ. und ruſſ Futterware mittel 144.00 152.00 feine
153.00 168.90 Weizenmehl 00 19.75--22.00 Roggenmehl
0 und 1 17.50 19.30 Weißzenkleie 9.50 10.00 oggen
kleie 9.60 10.00 Mittagsbörſe Weizen märk. 156.00 bis
156.50 Mai 160.75 160. 50 Juli 163. 75--163. 50 Septbr.
165.75 Roggen märk. 133 00 ab Bahn, Mai 139.50 139.25
Juli 141.50 141.25 September 143.00 142.75 Hafer, märk.,
mecklenb., pomm., preuß., poſ. und ſchleſ. feiner 153.00 165. 00
mittel 143.00 152.00 geringer 136.00-- 142.00 Mai 135.00
bis 135.25 Mais amerik. mixed 128.00--129.00 Juli 114.50
Mark. Weizenmehl 00 19.75--22.00 Roggenmehl 0 und 1 17.50
bis 19.30 Mai 18.25 Rüböl Mai 48. 10--47.90--48. 00
Oktober 48. 10--47. 90 48.00 Preiſe um 2 Uhr nicht
amtlich) Weizen Mai 160.50 Juli 163.75 September 165.75
Mark. Roggen Mai 139.50 Juli 141.50 September
142.75 Hafer Mai 135.25 Juli 137.25 4. Mais
Mai 117.25 Juli 114.50 A. Mehl Mai 18.25 Juli
18.55 Rüböl loko 48.40 Mai 48.20 Oktober 48. 10

Magdeburger Handelsbericht vom 28. Febr. (Nichtamtlich.)
Prima Kartoffelſtärke und -Mehl 19,25--19,50
Rapskuchen 11,25-- 12,25 (Alles für 100 Kg.)

Magdeburg, 28. Febr. (Carl Schulze jun.) Trocken-
ſchnitzel und Melaſſe-Trockenſchnitzel 4,00 c die 50 kg
ausſchließlich Sack, frachtfrei Magdeburg bei 10 000 kg-Ladungen.

Leipzig, 28. Febr. Produktenmarkt. (Bericht von Neu
mann u. Leopold, Leipzig.) Weizen, ruhig, per 1000 kg netto
inländ. 145 153 bz. Bf., märkiſcher über Notiz, ausländ. 175-180 bz. Bf.
Roggen, ſtill, per 1000 kg netto, inländ. 133 138 bz. Bf.,
ausländ. 147--151 bz. Bf., Poſener 141--144 bz. Bf. Gerſte, per
1000 kg netto, Braugerſte hieſige 145--158 bz. Bf., Mahl- und
Futterware 129-142 bz. Bf. Hafer, ruhig, per 1000 kg netto inländ.
144--150 bz. Bf., ausländiſcher Bf. Mais per 1000 kg netto
amerikaniſcher bz. Bf., runder 130 136 bz. Bf., Cinquantin
145--152 bz. Bf. Oelſaat per 1000 netto, Raps

Bf. Rapskuchen per 100 kg netto 10,00--10,50 bz. Bf. Rüböl,
matt, rohes per 100 kg netto frei Haus hier ohne Faß

ſſcges 48,00 637 geftökenes nominell. Außer amtlich
Malz per 100 kg netto loco 26—-28. Wicken per 1000 kg
netto loco 160 bis 170. Erbſen 1000 kg netto
loco große 200 bis 220, do. kleine 170 bis 190, do. Futter
150 170. Bohnen per 100 kg netto loco 16—-20. Kleeſaat
per 100 kg netto rot nach Qual. 120 150, do. weiß nach Qual. 150 bis
190, do. gelb nach Qual. 50-60, ſchwed. nach Qual. 120-160, feinſte
Qualität höher. Die Mühlen und Mehlhändler von Leipzig und
Umgegend notieren Weizenmehl Nr. 00 22,00 do Nr. O 19,50 bis
20,50 do. Nr. I 18,00--19,00 do. Nr. II 17,00 17,50
Weizenſchalen 9,25—9,75 Roggenmehl Nr. 0/I 20,00 do.
Tr v 14,00 14,50 Roggenkleie 10,00--10,50 per 100 kg
ex ack.

NewYork, 27. Febr., 6 Uhr Abends. Warenberöch?.
(Die geſtrigen Notierungen ſind eingeklammert beigefügt) Baum
wolle- Preis in NewYork 10,25 (10,25), Lieferung April 10,11
(10,06), Lieferung Juni 9,88 (9,86), in New Orleans 97/
(97 Petroleum, Stand white in New York 8,20 (8,20),in Philadelphia 8,15 (85,15), Rafined (in Caſes) 10,90 (10,50), CTredit

Balances at Oil City 1,50 (1,50), Schmalz, Weſtern ſteam
10,05 (10,10), Rohe Brothers 10,25 (10,380), Mais*) per
Febr. (659 Mai 53 (527/6), Juli 507
Weizen**) rother Winterweizen loco 82 (82/), Weizen per Febr.

per Mai 81 (81 per Juli 7858 (78/5), per
Sept. 77 ((76x), Getreidefracht nach Liverpool (1x),
Kaffee fair Rio 7 53 (55 Rio Nr. per

Tendenz Mais: feſt.
Tendenz Weizen feſt.

WochenMarkktberichte.
Braunſchweig, 27. Febr. (Originalbericht von QuenſellSpannuth.) Kohzucer: Der Markt verkehrte dieſe Woche

durchgängig in ſtetiger Haltung. Die Nachfrage der Raffinerien war
von anfang an gut vorhanden und blieb auch weiter beſtehen, als
größeres Angebot an den Markt gebracht wurde. Beachtet wurden
aber zu langſam ſteigenden Preiſen nur bevorzugte Sorten. Fracht
ungünſtige und nicht mit ausgedehnten Lieferungserleichterungen ver
ſehene Partien blieben unbeachtet, dasſelbe gilt von geringen Sorten,
die ſchwer verkäuflich waren. Jn den letzten Tagen machte ſich zeit
weilig eine gewiſſe Ermattung der Käufer geltend zum Schluß ſind
aber annähernd letzte Werte zu löſen. Der Preisgewinn in Kornzucker
gegen letzte Aufzeichnung beträgt ca. 20 9. Das Angebot von Nach-
erzeugniſſen war geringer und konnte an der beſſeren Marktbewegung
teilnehmen. Jn Auguſtlieferung und neuer Ernte war das Geſchäft
etwas ſtärker. Zumeiſt halten die Fabriken aber weiter auf höheren
Preis. Der Marktſchluß iſt ruhig ſtetig.

Der Wochenumſatz des hieſigen Bezirks in effektiver Ware beträgt
ca. 152 000 Ztr.

Die Vorräte I. Produktes in erſter Hand wurden heute geſchätzt
Ende Februar 1903 2419000 Ztr. gegen Ende Februar 1902:
6544000 Ztr.

Es notieren heute für 100 kg Brodraffinade 59,05 loſe in
blau Papier, gem. Raffinade 62,05—-—-58,55 incl. Sack, gem. Melis
57,55——57,05 incl. Sack, Würfelraffinade 63,05-—62,55 inel.
Kiſte bei mindeſtens 200 Ztr. für 50 kg Kryſtallzucker
Kornzucker 92 Rdmt. do. 88 Rdmt. 9,30-—9,50 Nach
produkte 75 Rdmt. 7,25--7,50 excl. Rübenmelaſſe 43 Bé a. S.
(81,5.4 Brix) effektive und ſpätere Lieferung, zur Entzuckerung und
für Brennereien per 50 Kg excl. Tonne.

Viehmärkte.
Berlin, 28. Febr. Städ tiſcher Schlachtviehmarkt.

(Amtlicher Bericht der Direktion.) Zum Verkauf ſtanden 3870 Rinder,
1385 Kälber, 9465 Schafe, 7907 Schweine. Bezahlt wurden für
100 Pfd. oder 50 kg Schlachtgewicht in (bezw. für 1 Pfd. in 9).
Für Rinder, Ochſen: a. vollfleiſchig, ausgemäſtet, höchſten Schlacht
werts, höchſtens 7 Jahre alt 63--67 b. junge, fleiſchige, nicht aus
gemäſtete und ältere ausgemäſtete 58——62 e. mäßig genährte junge
und gut genährte ältere 55-—57 d. gering genährte jeden Alters 50-53,
Bullen a. vollfleiſchige, höchſten Schlachtwerts 64—-66 d. mäßig
genährte jüngere und gut genährte ältere 59-63 e. gering genährte
55—-58. Färſen und Kühe: a. vollfleiſchige, ausgemäſtete Färſen
höchſten Schlachtwerts fehlen d. vollfleiſchige, ausgemäſtete Kühe
höchſten Schlachtwerts, höchſtens 7 Jahre alt, 57--58 e. ältere
ausgemäſtete Kühe und weniger gut entwickelte jüngere 55—-56;
d. mäßig genährte Färſen und Kühe 54—-56 e. gering genährte
Färſen und Kühe 50—-53. Kälber: a. feinſte Maſtkälber (Voll
milchmaſt) und beſte Saugkälber 74—-76 b. mittlere Maſtkälber und
beſte Saugkälber 65--70 e. geringe Saugkälber 52-58; ältere
gering genährte Kälber (Freſſer) 52——56. Schafe: a. Maſtlämmer
und jüngere Maſthammel 68--72 b. ältere Maſthammel 62--65;
e. mäßig genährte Hammel und Schafe (Merzſchafe) 54—61 d. Hol-
ſteiner Niederungsſchafe pro 100 Pfd. Lebendgewicht fehlen.
Schweine Man zahlte für 100 Pfd. lebend (oder 50 kg) mit 20 90
Taraabzug a. vollfleiſchige feinerer Raſſen und deren Kreuzungen im
Alter bis zu 14 Jahren, 220 bis 280 Pfd. ſchwer, 54; b. fleiſchige
52-—-53 e. gering entwickelte 49--51 d. Sauen 50--51. Verlauf
und Tendenz Das Rindergeſchäft wickelte ſich ruhig ab es bleibt nur
kleiner Ueberſtand. Der Kälberhandel geſtaltete ſich ruhig. Bei den
Schafen war der Geſchäftsgang ruhig, es bleibt mäßiger Ueberſtand.
Der Schweinemarkt verlief ruhig und wurde geräumt.

Hamburg, 28. Febr. (Bericht der Notierungs-
Kommiſſion.) Dem Schweinemarkte auf dem Viehhof
Sternſchanze an der Lagerſtraße waren in der Woche vom 21.
bis 28. Februar im ganzen 8046 Stück vom Jnlande zugeführt, und
zwar 3414 Stück vom Süden und 4632 Stück vom Norden. Verkauft
und verladen wurden nach dem Süden 38 Wagen, 1499 Stück.

Es wurde gezahlt für 50 kg Lebendgewicht nach Abzug ver
einbarter nebenſtehender Tarxa.

Donnerstag Freitag Sonnabeno

26. 2. 27. 2. 28. 2.
Beſte ſchwere reine Schweine 52521 52--521 51X-52 20 T.
Schwere Mittelware 51--514 51-514 50x 22
Gute leichte Mittelware 505--51 50-50 50--50 22
Geringere Mittelware 49--50 48 49 47x--49 24
Sauen nach Qualität 475 49 47-48 46 48 ſchw. T

Der Handel war träge träge träge

Waren und Produktenberichte.
Getreide

Hamburg, 28. Februar. Weizen ruhig, holſteiniſcher und mecklen
burgiſcher 154,00. Hard Winter Nr. 2 FebruarAblad. 1334. Roggen
ruhig, ſüdruſſiſcher ſtetig, 9 Pud 20/25, Februar Abladung 106,
holſtein. und mecklenburgiſcher 142,00. Mais feſt, 130-132, runder
94x, Hafer ſtetig, Gerſte feſt.

Wien, 28. Februar. Weizen per Frühjahr 7,67 Gd., 7,68 Br.,
per MaiJuni Gd., Br. Roggen per Frühjahr 6,98 Gd., 6,99
Br., per MaiJuni Gd., Br. Mais per Mai Gd.,
Br. Hafer per Frühjahr 6,37 Gd., 6,38 Br.

Peſt, 28. Februar. Weizen loko ſchwächer, do. per April 7,64 Gd.,
7,65 Br., per Oktober 7,60 Gd., 7,61 Br. Roggen per April 6,68 Gd.,
6,69 Br. Hafer per April 6,09 Gd., 6,10 Br. Mais per Mai 6,16
Gd., 6,19 Br., per Juli 6,25 Gd., 6,26 Br.

Paris, 28. Februar. (Anfang.) Weizen behauptet, per Februar
24,65, per März 22,75, per März-Juni 23,00, per Mai- Auguſt 23,15.
Roggen ruhig, per Februar 16,50, per Mai Auguſt 16,40.

Paris, 28. Febr. (Schluß.) Weizen ruhig, per Februar 24,50,
per März 22,70, per März Juni 22,90, per Mai-Auguſt 23,15,
Roggen ruhig, per Februar 16,75, per MaiAuguſt 16,40.

p v London 28. Februar. An der Küſte 2 Weizenladungen ange
oten.

Amſterdam, 28. Februar. Weizen auf Termine geſchäftslos,
do. per März do. per Mai Roggen auf Termine äftslos,
do. per März do. per Mai

Antwerpen, 28. Februar. Weizen beh., Roggen feſt, Hafer
ruhig, Gerſte feſt.

Raps.
Hamburg, 28. Februar. Rapsſaat. Holſtein, mecklenburger u.

niederelber 190 195 Mk.
Gucker.

Hamburg, 28. Februar. (Schlußbericht.) Rübe Rohzucke
u. Produkt Baſis 8890 Rendement neue Uſance, frei an Bord. Ham
burg per Februar per März 16,75, per Mai 17,05, per Auguſt
17,45, per Oktober 18,40, per Dezember 18,30. Stetig.

London, 28. Februar. 9690 Proz. JavaZucker loko 9 nominell
Rüben Rohzucker loko 8 ſh. 4x d. e

Amſterdam, 28. Februar. JavaKaffee good ordinary 28.
Petroleum

Hamburg, 28. Februar. Petroleum träge. Standard white
wo e 28. Februar. Petroleum. Raff. Type weiß loko

utwerpen, 28. ar. eum. Raff. w21 bez., Br., do. per Februar 21 Br., do. per März e Br., do,

per April 21 Br. Tendenz Feſt.
Eviritus.

Nordhauſen, 27. Febr. Branntwein 40 Vol. für 100 Kilogr.(105--106 Ltr.) 57,50-—59,50 Mk. Branntwein 45 Vol für 100
Kilogr. (106 107 Ltr.) 63,50-—65,50 Mk., ohne Faß ab Brennerei,
nach Angabe der Kommiſſion der Branntweinfabrikanten durch die
Handelskammer notiert.

Hamburg, 28. Fybruar. Spiritus ruhig, Februar 135 Br., 138
G., FebruarMärz 138/, Br., 138/, G., MärzApril 13/,Br., 13 G.
AprilMai 13 r., 138 G.

Paris, 28. Februar. (Anfangsbericht.) Spiritus beh., Februar
43,25, März 43,50, Mai Auguſt 44,25, September Dezember 37,25.

Paris, 28. Febr., (Schlußbericht.) Spiritus feſt, Februar
43,25, März 43,50, Mai Auguſt 44,25, September Dezember 37,25.

Hülſenfrüchte.
Magdeburg, 28. Februar. Erbſen, gelbe zum Kochen, 18,00 bis

22,00 Mk., Speiſebohnen (weiße) 20,00-36,00 Mk., Linſen 18,00 bis
30,00 Mk. alles für 100 kg.

Dele. Fettwaaren.
Hamburg, 28. Februar. Rübsl ruhig, loco 49,00.
Köln, 28. Februar. Rüböl loco 53,00, Mai 51,00.
Amſterdam, 28. Februar. Leinöl loco März 26'/,,

MärzMai 26, JuniAuguſt Sept. Dez.
Hamburg, 27. Februar. Schmalz. Amerik. Steam 48 Mk., do.

raff. in Tierces, Marke Armour's Spezial 49 Mk., do. do. Chamber

lain, Roe u. Co. 49 Mk., do. do. Choice Grocery 49 Mk., div.
Marken 48 49 Mk. Alles per 50 Kilogr. netto tranſito.

Paris, 28. Februar. (Schluß-Bericht.) Rüböl matt, Febr. 50,50,
März 50,50, Mai Auguſt 51,75, Sept. Dez. 53,50.

Kartoffeln. Stärke. Kartoffelmehl.
Berlin, 28. Februar. Kartoffelſtärke 18,50 Mk., Kartoffelmehl

18,50 Mk., feuchte Stärke 10,00 Mk.
Hamburg, 27. Februar. Kartoffelſtärke 182 188, Mk., Lieferung

April-Mai 1827 19 Mk., Kartoffelmehl, prompt 18 19 Mk.,
Lieferung April-Mai 181 19 Mk., Superior-Stärke 19 193 Mk.,
Superior-Mehl 19--19 Mk. per 100 Kilogramm.

RMagdeburg, 28. Februar. Eßkartoffeln 5,00-6,00 Mk. ſür
100 kg.

Sleiſch. Butter. Eier
Magdeburg, 28. Februar. Rindfleiſch im Großhandel 0,95 bis

1,04 Mk., von der Keule 1,40-—1,60 Mk., Bauchfleiſch 1,20—1,30 Mk.
Schweinefleiſch 1,40-1,60 Mk., Kalbfleiſch 1,30— 1,50 Mk., Hammel
fleiſch 1,30-1,50 Mk., Speck, geräuch., 1,60 1,80 Mk., Eßbutter 2,20 bie
2,60 Mk., alles für 1 kg, Eier für 60 Stück 3,60-4,40 Mk.

Fiſche.
Hamburg, 27. Februar. Die heutigen Engrospreiſe ſtellten ſich jenach Qualität per Pfund Steinbutt, givſe und mittel 145-- 150 Pfg.,

kleine 90--125 Pfg., Seezungen, große 185-- 190 Pfg., kleine 130 bis
145 Pfg., däniſche 170-180 Pfg., Kleiße, große 70—80 Pſg., kleine
35-—55 Pfg., Rotzungen 50——60 Pfg., Schollen, große 40-—50 Pfg.,
mittel 40-—50 Pfg., kleine 30--35 Pfg., lebende Karpfen 85 Pfg.
Schellfiſche, große 40--45 Pfg., mittel 38--42 Pfg., kleine 20—30
Pfg. Cabliau, große 15--20 Pfg., kleine 12—18 Pfg., Seehechte 35-40
Pfg., Lengfiſch 14-—15 1 Blaufiſch 15--18 Pfg., Knurrhähne 12 bis
16 Pfg., Dorſch 18-25 Pfg., Rochen 12--14 Pfg., Elblachs 240 Pfg.,
Lachs, rothfl., 230 Pfg., Silberlachs Lachsforellen
110--200 Pfg., Zander 60-—75 Pfg., Flußhechte 70—80 Pfg., Schnepel
30--40 Pfg., Barſe 30-35 Pfg., Brachſen 28-30 Pfg. Hummern,
lebende 250265 Pfg.

Stroh. Hen.
Magdeburg, 28. Februar. Richtſtroh 4,00-—5,00 Mk., Krumm-

ſtroh 3,00-—3,50 Mk., Heu 6,00--7,50 Mk. für 100 kg.
Banmwolle und Wolle.

t h 28. Februar. Baumwolle. Feſt. Upland middling
oco 5 g.

Antwerpen, 28. Febr. Wolle. LaPlataZug Type B. Juni
4,85 bez., Dezember 4,85 Verkäufer. Ruhig.

Havre, 27. Februar. 35 Uhr. Wolle. März 145,00, Juli
148,00. Tendenz Ruhig.

Liverpool, 28. Februar. (Schluß-Bericht.) Baum wolle. Um
s 6000 Vallen, davon für Spekulation und Export 500 Ballen.

endenz: Feſter.
Amerikan. good ordinary Lieferungen Ruhig.

wer ne fg.,

Per Februar 655-31, Per Juli Le 5,33,
Febr.-März 5,30, „Aunuguſt-Sept. 5,22,
März April 5 „30, Sept. Okt. 4 „89
April-Mai 5H,s2, Okt.Nov. 4,67,MaiJuni 5,33, Nov.Dez. 4,61.Juni-Juli 5,33,

Metalle.
Amſterdam, 28. Februar. Bancazinn 812,.
London, 28. Febr. Silber 22 Lſtrl., ChiliKupfer 50 Lſtrl.

per 3 Monate 59 Lſtrl., Blei ſpan. 12/16 Lſtrl., engl. 12 Lſtrl
Zinn 134 Lſtrl., Zink 217, Lſtrl.

Glasgow, 28. Februar. (Schlußbericht.) Roheiſen. Mixed
numbers warrants 56 sh. 9 d. Warrants Middlesborough sh. d.

Düngemittel.
Hamburg, 27. Februar. (Chile-Salpeter.) Loco ab

Lager 8,50.

Rio de Janeiro, 27. Februar. Wechfel auf London 11?,.

Verantwortlich: Für Politik und Fenilleton Dr Walther Gebenusleben
für Provinz und Allgemeines: Otto E. Neumann für Lokales: Erich Benthnerz
für den Börſen- und Handelsteil: Adelbert Kirſten, ſämtlich in Halle a. G
Alle die Redaktion betreffenden Zuſchriften ſind nicht perſönltch, ſondern lediglich
„Anu die Redaktion der Halleſchen Zeitung in Halle a. S.“ zu adreſſieren.

Bekanntmachung.
Der auf den 4. März d. Js. anberaumte

u zu Vieh markt
Bamberg, den 28. Februar 1903.

Der Stadtmagiſtrat. von Brandt.

(3214

Peckolt r Raalkke, Bankgesehäft, Halle a. S., Riebeckplatz, An- u. VerKauf von Wertpapſeren, Rinlösung von Coupons, Verzinsung
von Bareinlagen, Conto-Corrent-, Wechsel-, HypotheKenverkehr.

n die Inſerate verantwortlich Otto Vrakel, Halle a. S. Mit 1 vBeilage,
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